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07 . 05 . 99 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 20. April 1998 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan 

über Soziale Sicherheit 


A. Zielsetzung 

Durch das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soil im 
Bereich der Rentenversicherung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und Japans der soziaie Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen 
sichergestellt und koordiniert werden, Insbesondere für den Fall, daß 
sich die betroffenen Personen im jeweils anderen Staat aufhalten. 


B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten insbesondere von Einwohnern beider 
Staaten in bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherung. Es enthält die Grundsätze der Gleichbehandlung 
der beiderseitigen Staatsangehörigen und der uneingeschränkten Lei- 
stungserbringung bei Aufenthalt der betroffenen Personen Im anderen 
Vertragsstaat. Ferner ist vorgesehen, daß in der deutschen und der 
japanischen Rentenversicherung zurückgelegte Versicherungszeiten 
zusammenzurechnen sind, soweit dies für die Erfüllung des Lei- 
stungsanspruchs erforderlich ist. 

Mit dem vorliegenden Entwurf des Vertragsgesetzes sollen die Über- 
einkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erfor- 
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Aus- 
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Wirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten (z.B. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für 
soziale Sicherungssysteme) 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für 
die deutschen Rentenversicherungsträger ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen 
betroffenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

042 (31 1) - 806 06 - Ab 45/99 Bonn, den 7. Mai 1 999 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. April 1998 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Japan über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat In seiner 737. Sitzung am 30. April 1999 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Gerhard Schröder 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 20. April 1998 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Folgenden In Tokio am 20. April 1998 Unterzeichneten zwischenstaatlichen 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1 . dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan über 
Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens vom 20. April 1998 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan über Soziale Sicher- 
heit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens in 
Kraft zu setzen oder in Ermangelung solcher Vereinbarungen das Nähere 
zu regeln. Die Vereinbarungen können auch Änderungen der In Artikel 1 Nr. 2 
genannten Durchführungsvereinbarung vorsehen. Dabei können zur Anwen- 
dung und Durchführung des Abkommens insbesondere über folgende Gegen- 
stände Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mlttellungspfllchten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den In Artikel 14 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geldleistungen und Sachleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 14 des 
Abkommens genannter Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 24 Abs. 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 8 Abs. 1 In 
Kraft treten, sind Im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die Über- 
einkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbringung mit den Übereinkünf- 
ten das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom- 
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungs- 
vereinbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 24 
Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Arti- 
kel 8 Abs. 1 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte 
mittelbare finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für die deut- 
sche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten, da 
Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht 
entstehen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Japan 

über Soziale Sicherheit 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and Japan 
on Social Security 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Japan - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im 
Bereich der Sozialen Sicherheit zu regeln - 


sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die 
Begriffe: 

a) „Hoheitsgebiet“ 

in bezug auf Japan 

das Hoheitsgebiet von Japan, 

in bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland 

das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland; 

b) „Staatsangehöriger“ 
in bezug auf Japan 

einen japanischen Staatsangehörigen 
im Sinne des Gesetzes über die Staats- 
angehörigkeit von Japan, 

in bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland 

einen Deutschen im Sinne des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland; 

c) „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze und sonstigen Vorschriften 
eines Vertragsstaats, die sich auf die in 
Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Syste- 
me der Rentenversicherung beziehen; 

d) „zuständige Behörde“ 
in bezug auf Japan 

die für die in Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Systeme der 
Rentenversicherung zuständige Regie- 
rungseinrichtung, 

in bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland 

das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung; 

e) „Verwaltungsbehörde“ 

eine zuständige Behörde oder sonstige 
Verwaltungsbehörde in bezug auf die 
Durchführung dieses Abkommens; 
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The Federal Republic of Germany 
and 
Japan, 

Being desirous of regulating the relation- 
ship between them in the area of social 
Security, 

Have agreed as follows: 

Article 1 

(1) For the purposes of this Agreement, 

a) “Territory” means, 

as regards Japan, 
the territory of Japan; 

as regards the Federal Republic of Ger- 
many, 

the territory of the Federal Republic of 
Germany; 

b) “National” means, 
as regards Japan, 

a Japanese national within the meaning 
of the law on nationality of Japan; 

as regards the Federal Republic of Ger- 
many, 

a German within the meaning of the 
Basic Law for the Federal Republic of 
Germany; 

c) “Legislation” means 

the laws and regulations of a Contract- 
ing State concerning the pension in- 
surance Systems specified in Para- 
graph (1) of Article 2; 

d) “Competent authority” means, 
as regards Japan, 

the Governmental Organization compe- 
tent for the Pension insurance Systems 
specified in paragraph (1) a) of Article 2; 

as regards the Federal Republic of Ger- 
many, 

the Federal Ministry of Labour and 
Social Affairs; 

e) “Administrative authority” means 

a competent authority or any other 
administrative authority relating to the 
implementation of this Agreement; 
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f) „Träger“ 

in 


f) “Institution” means 

der Versicherungsträger, dem die 
Durchführung der in Artikel 2 Absatz 1 
bezeichneten Systeme der Rentenver- 
sicherung obliegt; 
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the insurance institution responsible for 
the implementation of the pension 
insurance Systems specified in Para- 
graph (1) of Article 2; 

g) „Versicherungszeit“ 

'y.' 

zi.t. 

g) “Period of coverage” means 

eine Beitragszeit nach den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaats und son- 
stige Zeiten, die nach diesen Rechts- 
vorschriften für die Begründung eines 
Anspruchs auf Leistungen oder für die 
Berechnung des Leistungsbetrags be- 
rücksichtigt werden; 
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a period of contributions under the 
legislation of a Contracting State, and 
any other period taken into account 
under that legislation for establishing an 
entitiement to benefits or for calculating 
the amount of benefits; 

h) „Leistung“ 

■hl 


h) “Benefit" means 

eine Rente oder eine sonstige Geld- 
leistung nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaats. 
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a Pension or any other cash benefit 
under the legislation of a Contracting 
State. 

(2) Für die Zwecke dieses Abkommens 
hat ein Begriff, der in dem Abkommen nicht 
bestimmt ist, die Bedeutung, die er nach 
den jeweiligen Rechtsvorschriften des 
einen oder des anderen Vertragsstaats hat. 
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(2) For the purposes of this Agreement, 
any term not defined in this Agreement has 
the meaning assigned to it under the 
respective legislation of either Contracting 
State. 

Artikel 2 



Article 2 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich auf 
die folgenden Systeme der Rentenversi- 
cherung; 

t ■ 


(1) This Agreement shall apply to the fol- 
lowing Pension insurance Systems; 

a) In bezug auf Japan 

k.l 


a) as regards Japan, 

1 . die Volksrente, 



1 . the National Pension, 

2. die Arbeitnehmerrentenversicherung, 


i ‘/".-ll -ilVH 

2. the Employees’ Pension Insurance, 

3. die Genossenschaftliche Rente für 
Staatsbeamte, 



3. the Mutual Aid Pension for National 
Public Officlals, 

4. die Genossenschaftliche Rente für 
Präfektur- und Kommunalbeamte 
und Personal mit vergleichbarem 
Status, 
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4. the Mutual Aid Pension for Local 
Public Officlals and Personnel of 
SImllar Status, 

5. die Genossenschaftliche Rente für 
Personal an privaten Schulen, 
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5. the Mutual Aid Pension for Private 
School Personnel, 

6. die Genossenschaftliche Rente für 
Personal von Organisationen der 
Land- und Forstwirtschaft sowie der 
Fischerei 


u LT+t.?!Sii£i 

6. the Mutual Aid Pension for Agricul- 
tural, Forestry and FIshery Organ- 
ization Personnel 

(die unter den Nummern 2 bis 6 be- 
zeichneten Systeme der Rentenver- 
sicherung werden Im folgenden als 
„japanische Rentensysteme für Arbeit- 
nehmer“ bezeichnet); 
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(the Pension Insurance Systems speci- 
fied in 2 to 6, hereinafter referred 
to as “Japanese pension Systems for 
employees”); 

b) In bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland 

■hl 
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b) as regards the Federal Republlc of Ger- 
many. 

1 . die gesetzliche Rentenversicherung, 
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1 . the Statutory Pension Insurance, 

2. die hüttenknappschaftliche Zusatz- 
versicherung, 
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2. the Steelworkers’ Supplementary 
Insurance, 

3. die Alterssicherung der Landwirte. 



3. the Farmers’ Old-Age Security. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaats die Voraussetzungen 
für die Anwendung dieses Abkommens 
und die Voraussetzungen für die Anwen- 
dung eines anderen Abkommens über 
Soziale Sicherheit oder einer Regelung der 
Europäischen Union über Soziale Sicher- 
heit, die diesem Abkommen vergleichbar 
sind, erfüllt, so wird das andere Abkommen 
oder die Regelung der Europäischen Union 
bei der Anwendung dieses Abkommens 
nicht berücksichtigt. 
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(2) Where, In accordance with the legls- 
latlon of a Contracting State, both the con- 
ditions for the application of this Agree- 
ment and the conditions for the application 
of another agreement on social securlty or 
of an arrangement of the European Union 
on social securlty, comparable with this 
Agreement, are satisfied, that other agree- 
ment or that arrangement of the European 
Union shall not be taken Into account In the 
application of this Agreement. 
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Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt für folgende Per- 
sonen: 

a) Staatsangehörige eines Vertragsstaats, 

b) Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des 
Abkommens vom 28. Juli 1 951 und des 
Protokolls vom 31. Januar 1967 über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 

c) andere Personen. 


Artikel 4 

(1) Die in Artikel 3 Buchstaben a und b 
bezeichneten Personen, die sich im Ho- 
heitsgebiet eines Vertragsstaats gewöhn- 
lich aufhalten, stehen bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
dessen Staatsangehörigen gleich. Dies gilt 
auch für die in Artikel 3 Buchstabe c be- 
zeichneten Personen, die sich im Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaats gewöhnlich 
aufhalten, hinsichtlich der Rechte, die sie 
von einer in Artikel 3 Buchstabe a oder b 
bezeichneten Person ableiten. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften des einen Vertragsstaats werden 
den Staatsangehörigen des anderen Ver- 
tragsstaats, die sich in einem Gebiet außer- 
halb der Hoheitsgebiete beider Vertrags- 
staaten gewöhnlich aufhalten, unter den- 
selben Voraussetzungen erbracht wie den 
sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staats- 
angehörigen des ersten Vertragsstaats. 


Artikel 5 

Die Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats, nach denen der gewöhnliche Auf- 
enthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertrags- 
staats Voraussetzung für die Entstehung 
von Ansprüchen auf Leistungen oder die 
Zahlung von Leistungen ist, gelten weder 
für die in Artikel 3 Buchstaben a und b 
bezeichneten Personen, die sich im Ho- 
heitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
gewöhnlich aufhalten, noch für die in Arti- 
kel 3 Buchstabe c bezeichneten Personen, 
die sich im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats gewöhnlich aufhalten, hinsicht- 
lich der Rechte, die sie von einer in Artikel 3 
Buchstabe a oder b bezeichneten Person 
ableiten. 

Artikel 6 

In bezug auf die Versicherungspflicht 
nach den in Artikel 2 Absatz 1 bezeich- 
neten Systemen der Rentenversicherung 
unterliegt eine Person, die als Arbeitneh- 
mer oder Selbständiger im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats tätig ist, allein den 
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats 
über die Versicherungspflicht, sofern die- 
ses Abkommen nichts anderes bestimmt. 


Artikel 7 

(1) In bezug auf die Versicherungspflicht 
gelten in Fällen, in denen eine Person, die 
im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats als 
Arbeitnehmer beschäftigt ist, im Rahmen 
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Article 3 

This Agreement shall apply to the follow- 
ing individuals: 

a) nationale of either Contracting State; 

b) refugees within the meaning of Article 1 
of the Convention of July 28, 1951 and 
of the Protocol of January 31, 1967 
Relating to the Status of Refugees; 

c) other persons. 


Article 4 

(1) The persons specified in Article 3 a) 
and b) who ordinarily reside in the territory 
of either Contracting State shall, in the 
application of the legislation of a Contract- 
ing State, receive treatment equal to that 
accorded to the nationale of that Contract- 
ing State. The foregoing shall also apply to 
the persons specified in Article 3 c) who 
ordinarily reside in the territory of either 
Contracting State with respect to their 
rights derived from a person specified in 
Article 3 a) or b). 

(2) Benefits under the legislation of one 
Contracting State shall be granted to 
nationale of the other Contracting State 
who ordinarily reside in an area outside the 
territories of both Contracting States under 
the same conditions as they are granted to 
the nationale of the first Contracting State 
who ordinarily reside in that area. 


Article 5 

The provisions of the legislation of one 
Contracting State which require ordinary 
residence in the territory of that Contract- 
ing State for acquiring an entitlement to 
benefits or for a payment of benefits shall 
apply neither to the persons specified in 
Article 3 a) and b) who ordinarily reside in 
the territory of the other Contracting State, 
nor to the persons specified in Article 3 c) 
who ordinarily reside in the territory of that 
other Contracting State with respect to 
their rights derived from a person specified 
in Article 3 a) or b). 


Article 6 

As regards compulsory coverage under 
the Pension insurance Systems specified in 
Paragraph (1) of Article 2, unless otherwise 
provided in this Agreement, a person who 
Works as an employee or self-employed 
person in the territory of a Contracting 
State shall be subject only to the legislation 
on compulsory coverage of that Contract- 
ing State. 


Article 7 

(1) As regards compulsory coverage, 
when a person who is employed in the ter- 
ritory of one Contracting State is sent by 
the employer to the territory of the other 
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dieses Beschäftigungsverhältnisses vom 
Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats entsandt wird und 
dort eine Arbeit für diesen Arbeitgeber aus- 
führt, für diesen Arbeitnehmer bis zum 
Ende des sechzigsten Kalendermonats 
nach Beginn der Entsendung In den ande- 
ren Vertragsstaat nur die Rechtsvorschrif- 
ten des ersten Vertragsstaats über die Ver- 
slcherungspfllcht, als wäre er noch In des- 
sen Hoheitsgebiet tätig. Überschreitet die 
Dauer der Entsendung den obengenannten 
Zeitraum, so kann auf gemeinsamen An- 
trag des Arbeitnehmers und des Arbeit- 
gebers die zuständige Behörde des ande- 
ren Vertragsstaats oder die von Ihr be- 
zelchnete Stelle diesen Arbeitnehmer von 
den Rechtsvorschriften dieses Vertrags- 
staats über die Versicherungspflicht wei- 
terhin befreien, wenn für den Arbeitnehmer 
die Rechtsvorschriften des ersten Ver- 
tragsstaats über die Versicherungsflicht 
weiterhin gelten. Vor der Entscheidung 
über die weitere Befreiung ist der zuständi- 
gen Behörde des ersten Vertragsstaats 
oder der von ihr bezeichneten Stelle Gele- 
genheit zur Erklärung zu geben, ob für den 
Arbeitnehmer weiterhin die Rechtsvor- 
schriften des ersten Vertragsstaats über 
die Versicherungspfllcht gelten. 

( 2 ) 

a) Absatz 1 gilt entsprechend für einen 
Selbständigen, der gewöhnlich Im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland tätig Ist, wenn er vorüber- 
gehend Im Hoheitsgebiet von Japan 
tätig Ist. 

b) Ist ein Selbständiger, der gewöhnlich 
im Hoheitsgebiet von Japan tätig ist, im 
Rahmen der selbständigen Tätigkeit 
vorübergehend im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland tätig, so 
gelten bis zum Ende des sechzigsten 
Kalendermonats nach Aufnahme der 
Tätigkeit Im Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland die deutschen 
Rechtsvorschriften über die Versiche- 
rungspfllcht nicht für diesen Selbstän- 
digen, wenn die japanischen Rechts- 
vorschriften über das Volksrenten- 
system auf diesen Selbständigen an- 
wendbar sind. Wird diese Tätigkeit über 
den obengenannten Zeitraum hinaus 
fortgesetzt, so kann auf Antrag dieses 
Selbständigen die zuständige Behörde 
der Bundesrepublik Deutschland oder 
die von ihr bezeichnete Stelle diesen 
Selbständigen von den deutschen 
Rechtsvorschriften über die Versiche- 
rungspfllcht weiterhin befreien, wenn 
auf diesen Selbständigen die japani- 
schen Rechtsvorschriften über das 
Volksrentensystem anwendbar sind. 
Vor der Entscheidung über die weitere 
Befreiung ist der zuständigen Behörde 
von Japan oder der von ihr bezeichne- 
ten Stelle Gelegenheit zur Erklärung zu 
geben, ob die japanischen Rechtsvor- 
schriften über das Volksrentensystem 
auf diesen Selbständigen anwendbar 
sind. 
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Contracting State within the context of that 
employment and performs Services there 
for that employer, only the leglslatlon on 
compulsory coverage of the first Contract- 
ing State shall apply to the employee until 
the end of the sixtleth calendar month from 
the commencement of such detachment to 
that other Contracting State as though that 
employee still worked In the territory of the 
first Contracting State. If the detachment 
continues beyond the period specified 
above, the competent authorlty of the other 
Contracting State or the agency deslgnat- 
ed by It may grant further exemptlon of that 
employee from the leglslatlon on compul- 
sory coverage of that other Contracting 
State upon the joint request of that em- 
ployee and the employer, provided that the 
employee will continue to be subject to the 
leglslatlon on compulsory coverage of the 
first Contracting State. Before the decision 
on further exemption is taken, the compet- 
ent authority of the first Contracting State 
or the agency designated by it shall be 
glven the opportunity to state whether that 
employee will continue to be subject to the 
legislation on compulsory coverage of the 
first Contracting State. 


(2) 

a) The provislons of paragraph (1) of this 
Article shall apply mutatls mutandls to a 
self-employed person who ordlnarlly 
Works In the territory of the Federal 
Republlc of Germany when that person 
Works temporarlly In the territory of 
Japan. 

b) When a self-employed person who 
ordinarlly works In the territory of Japan 
Works temporahly In the territory of the 
Federal Republic of Germany withln the 
context of the self-employment, Ger- 
man leglslatlon on compulsory cover- 
age shall not apply to that self- 
employed person untll the end of the 
sixtieth calendar month from the begin- 
nlng of the work In the territory of the 
Federal Republlc of Germany, provided 
that Japanese legislation on the Nation- 
al Pension is applicable to that self- 
employed person. If the work continues 
beyond the period specified above, the 
competent authority of the Federal 
Republlc of Germany or the agency 
designated by It may grant further 
exemption of that self-employed per- 
son from German leglslatlon on com- 
pulsory coverage upon the request of 
that self-employed person, provided 
that Japanese leglslatlon on the Nation- 
al Pension will be applicable to that 
self-employed person. Before the deci- 
sion on further exemption is taken, the 
competent authority of Japan or the 
agency designated by it shall be glven 
the opportunity to state whether Japan- 
ese legislation on the National Pension 
will be applicable to that self-employed 
person. 
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Artikel 8 

(1) In bezug auf die Versicherungspflicht 
einer Person, die als Arbeitnehmer an Bord 
eines Seeschiffes tätig ist, das berechtigt 
ist, die Flagge eines Vertragsstaats zu füh- 
ren, gilt folgendes: 

a) Gelten für diese Person nur die Rechts- 
vorschriften eines Vertragsstaats über 
die Versicherungspflicht, so gelten 
allein diese weiter. 

b) Gelten für diese Person die Rechtsvor- 
schriften beider Vertragsstaaten über 
die Versicherungspflicht, so gelten nur 
die Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats über die Versicherungspflicht, in 
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitgeber 
seinen Sitz hat beziehungsweise sich 
gewöhnlich aufhält. 

(2) In bezug auf die Versicherungspflicht 
eines Selbständigen, der an Bord eines 
Seeschiffes tätig ist, das berechtigt ist, die 
Flagge eines Vertragsstaats zu führen, 
gelten nur die Rechtsvorschriften des Ver- 
tragsstaats über die Versicherungspflicht, 
in dessen Hoheitsgebiet ersieh gewöhnlich 
aufhält. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen berührt nicht das 
Wiener Übereinkommen vom 18. April 
1961 über diplomatische Beziehungen 
oder das Wiener Übereinkommen vom 
24. April 1963 über konsularische Bezie- 
hungen. 

Artikel 10 

Sind nach den Artikeln 6 bis 9 auf einen 
Arbeitnehmer oder Selbständigen in bezug 
auf die Versicherungspflicht die Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaats über die Ver- 
sicherungspflicht anwendbar, so kann die 
zuständige Behörde dieses Vertragsstaats 
oder die von ihr bezeichnete Stelle diesen 
Arbeitnehmer oder diesen Selbständigen 
auf gemeinsamen Antrag des Arbeitneh- 
mers und des Arbeitgebers oder auf Antrag 
des Selbständigen von diesen Rechts- 
vorschriften befreien, wenn für den Arbeit- 
nehmer oder den Selbständigen die 
Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats über die Versicherungspflicht gelten. 
Vorder Entscheidung über die Befreiung ist 
der zuständigen Behörde des anderen Ver- 
tragsstaats oder der von ihr bezeichneten 
Stelle Gelegenheit zur Erklärung zu geben, 
ob für den Arbeitnehmer oder den Selb- 
ständigen die Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats über die Versiche- 
rungspflicht gelten. Bei einer solchen Ent- 
scheidung ist auf die Art und die ümstände 
der Beschäftigung oder der selbständigen 
Tätigkeit Bedacht zu nehmen. 


Artikel 1 1 

(1) Für die Begründung eines Anspruchs 
auf die einzelnen Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
werden vorbehaltlich des Absatzes 2 Versi- 
cherungszeiten, die für die Begründung 
eines Anspruchs auf Leistungen nach den 
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Article 8 

(1) As regards compulsory coverage of a 
person who works as an employee on 
board a sea-going vessel entitied to fly the 
flag of one Contracting State; 

a) If the person is subject only to the legis- 
lation on compulsory coverage of either 
Contracting State, that person shall 
remain subject only to that legislation. 

b) If the person is subject to the legislation 
on compulsory coverage of both Con- 
tracting States, that person shall be 
subject only to the legislation on com- 
pulsory coverage of the Contracting 
State in whose territory the employer 
has its Seat or ordinarily resides. 

(2) As regards compulsory coverage of a 
self-employed person who works on board 
a sea-going vessel entitied to fly the flag of 
one Contracting State, that person shall be 
subject only to the legislation on compul- 
sory coverage of the Contracting State in 
whose territory that person ordinarily 
resides. 

Article 9 

Nothing in this Agreement shall affect 
the provisions of the Vienna Convention on 
Diplomatie Relations of April 18, 1 961 , or of 
the Vienna Convention on Consular Rela- 
tions of April 24, 1963. 

Article 10 

As regards compulsory coverage, 
where, by virtue of the provisions of Ar- 
ticles 6 to 9, the legislation on compulsory 
coverage of one Contracting State is 
applicable to an employee or a self- 
employed person, the competent authority 
of that Contracting State or the agency 
designated by it may exempt that em- 
ployee or that self-employed person from 
that legislation upon the joint request of 
that employee and the employer or the 
request of that self-employed person, pro- 
vided that the employee or the self- 
employed person will be subject to the leg- 
islation on compulsory coverage of the 
other Contracting State. Before the deci- 
sion on the exemption is taken, the compe- 
tent authority of that other Contracting 
State or the agency designated by it shall 
be given the opportunity to state whether 
that employee or that self-employed per- 
son will be subject to the legislation on 
compulsory coverage of that other Con- 
tracting State. In making such a decision, 
the nature and circumstances of the 
employment or the self-employment shall 
be taken into consideration. 

Article 11 

(1) For the purpose of establishing an 
entitlement to each of the benefits under 
the legislation of one Contracting State, 
subject to the provisions of paragraph (2) of 
this Article, periods of coverage creditable 
for establishing an entitlement to benefits 
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Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats anrechenbar sind, mit den Versiche- 
rungszeiten, die für die Begründung eines 
Anspruchs auf die Leistung nach den 
Rechtsvorschriften des ersten Vertrags- 
staats anrechenbar sind, zusammenge- 
rechnet, soweit sie sich nicht mit diesen 
Versicherungszeiten nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Vertragsstaats über- 
schneiden. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 
werden, sofern ein Anspruch auf eine 
bestimmte Leistung nach den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaats bestimmte 
Versicherungszeiten voraussetzt, nur ver- 
gleichbare Versicherungszeiten nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats berücksichtigt. 

(3) Bei der Anwendung des Absatzes 1 
werden Versicherungszeiten nach den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, 
die mit den Versicherungszeiten nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats zusammenzurechnen sind, nach den 
Rechtsvorschriften des ersten Vertrags- 
staats berechnet. Zeiten, die zusätzlich 
berechnet werden, aber tatsächlich nicht 
zurückgelegt sind, werden jedoch nicht 
berücksichtigt. 

(4) Soweit dieses Abkommen nichts 
anderes bestimmt, wird der Betrag einer 
Leistung nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften des jeweiligen Ver- 
tragsstaats berechnet. 

Artikel 12 

In bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland gelten die folgenden Bestim- 
mungen: 

(1) Grundlage für die Ermittlung persön- 
licher Entgeltpunkte sind die Entgelt- 
punkte, die sich nach den deutschen 
Rechtsvorschriften ergeben. 

(2) Artikel 1 1 Absätze 1 bis 3 gilt entspre- 
chend für Leistungen, deren Erbringung 
nach den deutschen Rechtsvorschriften Im 
Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Nach den japanischen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegte Versicherungszel- 
ten werden nach Artikel 11 In der knapp- 
schaftllchen Rentenversicherung berück- 
sichtigt, wenn sie in bergbaulichen Betrie- 
ben unter Tage zurückgelegt worden sind. 
Ist nach den deutschen Rechtsvorschriften 
Voraussetzung für den Anspruch, daß 
ständige Arbeiten unter Tage oder diesen 
gleichgestellte Arbeiten verrichtet worden 
sind, so berücksichtigt der deutsche Träger 
die nach den japanischen Rechtsvorschrif- 
ten zurückgelegten Versicherungszelten 
nur Insoweit, als während dieser Zelten 
gleichartige Tätigkeiten verrichtet wurden. 

(4) Setzt der Anspruch auf Leistungen 
nach den deutschen Rechtsvorschriften 
voraus, daß bestimmte Pfllchtbeitragszel- 
ten Innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
zurückgelegt worden sind und sich dieser 
Zeitraum durch bestimmte Versicherungs- 
zeiten und andere Zeiten verlängert, so 
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under the leglslation of the other Contract- 
ing State shall be totallzed with the perlods 
of coverage creditable for establlshing an 
entitlement to that benefit under the legls- 
latlon of the first Contracting State Insofar 
as they do not coincide with those pehods 
of coverage under the legislation of the first 
Contracting State. 


(2) In applying paragraph (1) of this Ar- 
tlcle, where an entitlement to a certaln 
benefit under the leglslation of one Con- 
tracting State requires the completion of 
certaln perlods of coverage, only compara- 
ble perlods of coverage under the leglsla- 
tlon of the other Contracting State shall be 
taken Into account. 

(3) In applying paragraph (1) of thIs Ar- 
tlcle, the pehods of coverage under the leg- 
Islatlon of one Contracting State to be 
total ized with the perlods of coverage 
under the leglslation of the other Contract- 
ing State shall be counted in accordance 
with the legislation of the first Contracting 
State. However, pehods counted addition- 
ally but not actually completed shall not be 
taken Into account. 

(4) Unless otherwise provided In this 
Agreement, the amount of a benefit shall 
be calculated In accordance with the 
applicable legislation of the respective 
Contracting State. 

Article 12 

As regards the Federal Republlc of Ger- 
many, the following provislons shall apply: 

(1) Personal earning polnts shall be 
determlned on the basls of the earning 
polnts acquired under German leglslation. 

(2) The provislons of paragraphs (1) to (3) 
of Article 1 1 shall apply mutatls mutandls 
to benefits which are granted under 
German leglslation at the discretion of an 
institution. 

(3) Periode of coverage completed under 
Japanese leglslation shall be taken Into 
account for the Miners’ Pension Insurance 
under Article 1 1 If they were completed In a 
mining enterprise In Underground opera- 
tlons. If, under German leglslation, It Is pre- 
requlslte for an entitlement to benefits that 
permanent work Underground or equivalent 
work was performed, the pehods of cover- 
age completed under Japanese leglslation 
shall be taken Into account by the German 
Institution only Insofar as activitles of the 
same kind were performed duhng these 
perlods. 

(4) If German leglslation provides that an 
entitlement to benefits requires the com- 
pletion of certain pehods of compulsory 
conthbutions within a specified time, and 
that this specified time shall be extended 
by certaln pehods of coverage and other 
perlods, comparable perlods of coverage 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 14/1018 


werden für die Verlängerung auch ver- 
gleichbare Versicherungszeiten nach den 
japanischen Rechtsvorschriften und die 
folgenden Zeiten in Japan berücksichtigt: 

a) Zeiten, in denen den deutschen Geset- 
zen und sonstigen Vorschriften ent- 
sprechende Zahlungen wegen Krank- 
heit, Schwangerschaft, Arbeitslosigkeit 
oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme 
von Renten) nach japanischen Geset- 
zen und sonstigen Vorschriften er- 
bracht werden; 

b) Zeiten der Kindererziehung in Japan. 

(5) Ist die Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht nach den deutschen Rechts- 
vorschriften davon abhängig, daß Beiträge 
für einen bestimmten Zeitraum gezahlt 
worden sind, so werden Beitragszeiten 
nach den japanischen Rechtsvorschriften 
ebenfalls berücksichtigt. 

Artikel 13 

In bezug auf Japan gelten die folgenden 
Bestimmungen: 

(1) Bei der Anwendung des Artikels 11 
Absätze 1 und 2 werden Versicherungs- 
zeiten nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften als Versicherungszeiten in den 
japanischen Rentensystemen für Arbeit- 
nehmer und als entsprechende Versiche- 
rungszeiten im Volksrentensystem berück- 
sichtigt. 

(2) Bei der Anwendung des Artikels 11 
Absätze 1 und 2 wird eine Versicherungs- 
zeit, die in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung der Bundesrepublik Deutsch- 
land als eine Zeit anerkannt ist, in der stän- 
dige Arbeiten unter Tage in einem Berg- 
werk verrichtet wurden, in der japanischen 
Arbeitnehmerrentenversicherung als Zeit 
einer gleichgestellten Arbeit berücksichtigt. 

(3) Setzen die japanischen Rechtsvor- 
schriften für den Anspruch auf eine Invali- 
ditätsrente oder Hinterbliebenenrente vor- 
aus, daß der Zeitpunkt der ersten medizini- 
schen Untersuchung oder des Todes inner- 
halb bestimmter Versicherungszeiten liegt, 
so gilt diese Voraussetzung für die Begrün- 
dung eines Anspruchs auf Rente als erfüllt, 
wenn dieser Zeitpunkt innerhalb von ver- 
gleichbaren Versicherungszeiten nach den 
deutschen Rechtsvorschriften liegt. Be- 
steht jedoch ein Anspruch auf eine dieser 
Renten aus dem Volksrentensystem aus 
einem bestimmten Grund ohne Anwen- 
dung dieser Bestimmung, so gilt sie nicht 
für die Begründung eines auf demselben 
Grund beruhenden Anspruchs auf eine 
dieser Renten aus den japanischen Ren- 
tensystemen für Arbeitnehmer. 

(4) Bei den folgenden Leistungen nach 
den japanischen Rechtsvorschriften wird in 
Fällen, in denen die Voraussetzungen für 
den Bezug dieser Leistungen aufgrund 
dieses Abkommens erfüllt werden, der 
zu erbringende Betrag entsprechend dem 
Verhältnis der Versicherungszeiten nach 
den japanischen Rechtsvorschriften zu der 
Summe dieser Versicherungszeiten nach 
den japanischen Rechtsvorschriften und 
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under Japanese legislation and the follow- 
ing periods in Japan shall also be taken into 
account as grounds for such an extension: 

a) periods during which payments corre- 
sponding to those under German laws 
and regulations on account of sickness, 
pregnancy, unemployment or industrial 
accidents (with the exception of pen- 
sions) were made under Japanese laws 
and regulations; 

b) periods of child-raising in Japan. 

(5) If, under German legislation, compul- 
sory coverage is exempted on condition 
that contributions have been paid for a cer- 
tain period, periods of contribution under 
Japanese legislation shall also be taken 
into account. 


Article 13 

As regards Japan, the following provi- 
sions shall apply: 

(1) In applying paragraphs (1) and (2) of 
Article 1 1 , periods of coverage under Ger- 
man legislation shall be taken into account 
as periods of coverage under Japanese 
Pension Systems for employees and as 
corresponding periods of coverage under 
the National Pension. 

(2) In applying paragraphs (1) and (2) of 
Article 1 1 , a period of coverage recognized 
under the Miner’s Pension Insurance of the 
Federal Republic of Germany as a period 
completed by permanent work Under- 
ground in a mine shall be taken into 
account as a period of equivalent work 
under the Employees’ Pension Insurance of 
Japan. 

(3) Where Japanese legislation requires 
for an entitlement to disability pensions or 
survivors’ pensions that the date of first 
medical examination or of death lie within 
specified periods of coverage, this require- 
ment shali be deemed to be fulfilied for the 
purpose of establishing an entitlement to 
those pensions if such a date lies within 
comparable periods of coverage under 
German legislation. However, if an entitle- 
ment to any of those pensions under the 
National Pension on account of a certain 
cause is established without applying this 
Provision, this shall not apply for the pur- 
pose of establishing an entitlement to any 
of those pensions under Japanese pension 
Systems for employees on account of that 
same cause. 

(4) With regard to the following benefits 
under Japanese legislation, if the require- 
ments for receiving such benefits are ful- 
filied by virtue of this Agreement, the 
amount to be granted shall be calculated 
according to the proportion of the periods 
of coverage under Japanese legislation to 
the sum of those periods of coverage 
under Japanese legislation and compara- 
ble periods of coverage under German 
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vergleichbarer Versicherungszeiten nach 
den deutschen Rechtsvorschriften berech- 
net: 

a) die Invaliditätsgrundrente und sonstige 
Leistungen, bei denen ungeachtet der 
verzeichneten Versicherungszeit ein 
Festbetrag erbracht wird; 

b) Invaliditätsrente und Hinterbliebenen- 
rente nach den japanischen Rentensy- 
stemen für Arbeitnehmer, soweit der 
Betrag dieser Renten auf der Grundlage 
einer bestimmten, nach den japani- 
schen Rechtsvorschriften fesgelegten 
Zeit berechnet wird, wenn die tatsäch- 
liche Versicherungszeit nach den japa- 
nischen Rechtsvorschriften diese be- 
stimmte Zeit nicht erreicht. 

(5) Bei den folgenden Leistungen nach 
den japanischen Rechtsvorschriften wird in 
Fällen, in denen die Voraussetzungen für 
den Bezug dieser Leistungen durch die 
Hinzurechnung der Versicherungszeiten 
nach den deutschen Rechtsvorschriften 
gemäß Artikel 1 1 Absätze 1 und 2 erfüllt 
werden, der zu erbringende Betrag ent- 
sprechend dem Verhältnis der Versiche- 
rungszeiten nach den japanischen Rechts- 
vorschriften zu der Zeit, die für die Begrün- 
dung eines Anspruchs auf diese Leistun- 
gen erforderlich ist, berechnet: 

a) die Zusatzrente für Ehegatten bei der 
Altersrente für Arbeitnehmer und son- 
stige Leistungen, bei denen in Fällen, in 
denen die Versicherungszeit eine be- 
stimmte, nach den japanischen Rechts- 
vorschriften festgelegte Zeit erreicht, 
ein Festbetrag erbracht wird; 

b) Pauschalzahlungen beim Ausscheiden 
für nichtjapanische Staatsangehörige 
und sonstige Pauschalzahlungen im 
Rahmen der japanischen Rentensyste- 
me für Arbeitnehmer. 

(6) Bei der Anwendung der Absätze 4 
und 5 bedeuten Versicherungszeiten nach 
den japanischen Rechtsvorschriften Bei- 
tragszeiten und beitragsfreie Zeiten; sie 
sind auf Versicherungszeiten in dem Ren- 
tensystem begrenzt, aus dem eine solche 
Leistung gezahlt wird. 

Artikel 14 

Bei der Durchführung dieses Abkom- 
mens und der Rechtsvorschriften der Ver- 
tragsstaaten leisten die Träger, Verbände 
von Trägern und Verwaltungsbehörden der 
Vertragsstaaten einander in der gleichen 
Weise Hilfe, wie sie sich untereinander in 
ihrem jeweils eigenen Staat Hilfe leisten. 
Diese Hilfe ist kostenlos. Für die Erbrin- 
gung dieser Hilfe notwendige zusätzliche 
Auslagen sind jedoch mit Ausnahme der 
Auslagen für Kommunikation von der Stelle 
zu tragen, die um die Hilfe ersucht hat. 


Artikel 15 

(1) Soweit nach den Rechtsvorschriften 
und anderen einschlägigen Gesetzen und 
sonstigen Vorschriften eines Vertrags- 
staats Bestimmungen über eine Befreiung 
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legislation: 


a) the Disability Basic Pension and other 
benefits under which a fixed sum is 
granted regardless of the period of cov- 
erage recorded; 

b) disability pensions and survivors’ pen- 
sions under Japanese pension Systems 
for employees insofar as the amount of 
those pensions is calculated on the 
basis of a certain period determined by 
Japanese legislation when the actual 
period of coverage under Japanese 
legislation does not fulfill that certain 
period. 

(5) With regard to the following benefits 
under Japanese legislation, if the require- 
ments for receiving such benefits are ful- 
filled by adding the periods of coverage 
under German legislation in accordance 
with the provisions of paragraphs (1) 
and (2) of Article 11, the amount to be 
granted shall be calculated according to 
the Proportion of the periods of coverage 
under Japanese legislation to the period 
required for establishing an entitlement to 
such benefits: 

a) the Additional Pension for Spouses 
under the Old-Age Employees’ Pension 
and any other benefits under which a 
fixed sum is granted in cases where 
the period of coverage fulfills a certain 
period determined by Japanese legis- 
lation; 

b) lump-sum payments upon withdrawal 
for persons other than Japanese 
nationale and any other lump-sum pay- 
ments under Japanese pension Sys- 
tems for employees. 

(6) In applying paragraphs (4) and (5) of 
this Article, the periods of coverage under 
Japanese legislation shall mean periods 
of contribution and premium-exempted 
periods; they shall be limited to periods of 
coverage under the pension System from 
which such benefit will be paid. 

Article 14 

In implementing this Agreement and the 
legislation of the Contracting States, the 
institutions, associations of institutions and 
administrative authorities of the Contract- 
ing States shall provide assistance to each 
other in the same manner as assistance 
among those of their own States. This 
assistance shall be provided free of Charge. 
However, additional expenses required for 
the Provision of this assistance, with the 
exception of expenses for communication, 
shall be borne by the body which has 
requested the assistance. 

Article 15 

(1) Insofar as the legislation and other 
relevant laws and regulations of one Con- 
tracting State contain provisions on an 
exemption or reduction of administrative 
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oder Ermäßigung von Verwaltungs- oder 
Konsulargebühren für Schriftstücke beste- 
hen, die nach den Rechtsvorschriften die- 
ses Vertragsstaats vorzulegen sind, gelten 
diese Bestimmungen auch für Schrift- 
stücke, die in Anwendung dieses Abkom- 
mens sowie der Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats vorzulegen sind. 

(2) Die in Anwendung dieses Abkom- 
mens sowie der Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats vorzulegenden Schrift- 
stücke bedürfen keiner Legalisation oder 
anderen ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 16 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern 
und Verwaltungsbehörden der Vertrags- 
staaten können bei der Durchführung 
dieses Abkommens und der Rechtsvor- 
schriften der Vertragsstaaten miteinander 
in ihren jeweiligen Sprachen verkehren. 

(2) Bei der Durchführung dieses Abkom- 
mens sowie der Rechtsvorschriften der 
Vertragsstaaten können die Träger, Ver- 
bände von Trägern und Verwaltungsbehör- 
den eines Vertragsstaats unmittelbar 
schriftlich oder gegebenenfalls mündlich in 
der Sprache dieses Vertragsstaats mit den 
beteiligten Personen oder deren Vertretern 
verkehren. Wenn jedoch Schriftstücke, die 
unmittelbar zur Vollstreckung durch einen 
Vertragsstaat führen können, an die betref- 
fenden Personen oder deren Vertreter zu 
senden sind, die sich im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats gewöhnlich aufhal- 
ten, wird eine Übersetzung in die Sprache 
dieses anderen Vertragsstaats beigefügt. 

(3) Die Träger, Verbände von Trägern 
und Verwaltungsbehörden eines Vertrags- 
staats dürfen bei der Durchführung dieses 
Abkommens und der Rechtsvorschriften 
der Vertragsstaaten Anträge oder sonstige 
Schriftstücke nicht aus dem Grund zurück- 
weisen, weil sie in der Sprache des ande- 
ren Vertragsstaats abgefaßt sind. 

Artikel 17 

(1) Ist ein Antrag auf Leistungen, ein 
Rechtsbehelf oder eine sonstige Erklärung 
nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaats bei einem für die Annahme von 
gleichartigen Anträgen, Rechtsbehelfen 
oder Erklärungen nach den Rechtsvor- 
schriften des anderen Vertragsstaats zuge- 
lassenen Träger, Verband von Trägern oder 
einer hierfür zugelassenen Verwaltungs- 
behörde eingereicht worden, so gilt dieser 
Antrag, dieser Rechtsbehelf oder diese 
Erklärung als zum selben Zeitpunkt bei 
einem für die Annahme zugelassenen Trä- 
ger, Verband von Trägern oder einer hierfür 
zugelassenen Verwaltungsbehörde des 
ersten Vertragsstaats eingereicht. 

(2) Der Träger, Verband von Trägern oder 
die Verwaltungsbehörde des einen Ver- 
tragsstaats leitet den nach Absatz 1 einge- 
reichten Antrag, Rechtsbehelf oder die 
Erklärung unverzüglich an den entspre- 
chenden Träger, Verband von Trägern oder 
die entsprechende Verwaltungsbehörde 
des anderen Vertragsstaats weiter. 
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charges or consular fees for documents to 
be submitted under the legislation of that 
Contracting State, those provisions shall 
also apply to documents to be submitted in 
application of this Agreement and the legis- 
lation of the other Contracting State. 


(2) Documents to be submitted in appli- 
cation of this Agreement and the legislation 
of a Contracting State shall not require 
legalisation or any other similar formality. 


Article 16 

(1) In implementing this Agreement and 
the legislation of the Contracting States, 
the institutions, associations of institutions 
and administrative authorities of the Con- 
tracting States may communicate with 
each other in their respective languages. 

(2) In implementing this Agrement and 
the legislation of the Contracting States, 
the institutions, associations of institutions 
and administrative authorities of a Con- 
tracting State may directly communicate in 
writing or, where appropriate, orally, in the 
language of that Contracting State with the 
persons concerned or their representa- 
tives. However, when documents which 
may lead directly to execution by one Con- 
tracting State are to be sent to the persons 
concerned or their representatives who 
ordinarily reside in the territory of the other 
Contracting State, translations in the lan- 
guage of that other Contracting State shall 
be attached. 

(3) In implementing this Agreement and 
the legislation of the Contracting States, 
the institutions, associations of institutions 
and administrative authorities of one Con- 
tracting State may not reject applications 
or any other documents for the reason that 
they are written in the language of the other 
Contracting State. 

Article 17 

(1) When an application for benefits, an 
appeal or any other declaration under the 
legislation of one Contracting State is sub- 
mitted to an institution, association of insti- 
tutions or administrative authority of the 
other Contracting State which is compe- 
tent to receive similar applications, appeals 
or declarations under the legislation of that 
other Contracting State, that application, 
appeal or declaration shall be deemed to 
be submitted on the same date to the insti- 
tution, association of institutions or admin- 
istrative authority of the first Contracting 
State which is competent to receive it. 


(2) The institution, association of institu- 
tions or administrative authority of one 
Contracting State shall send the applica- 
tion, appeal or declaration submitted in 
accordance with paragraph (1) of this Ar- 
ticle to the relevant institution, association 
of institutions or administrative authority of 
the other Contracting State without delay. 
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Artikel 18 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern 
und Verwaltungsbehörden eines Vertrags- 
staats übermitteln nach dessen Rechtsvor- 
schriften gesammelte personenbezogene 
Daten In Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften und anderen einschlägigen 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften die- 
ses Vertragsstaats den entsprechenden 
Stellen des anderen Vertragsstaats, soweit 
sie für die Durchführung dieses Abkom- 
mens erforderlich sind. 

(2) Die Träger, Verbände von Trägern 
und Verwaltungsbehörden eines Vertrags- 
staats können nach dessen Rechtsvor- 
schriften gesammelte personenbezogene 
Daten In Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften und anderen einschlägigen 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften die- 
ses Vertragsstaats den entsprechenden 
Stellen des anderen Vertragsstaats auf 
deren Ersuchen übermitteln, soweit sie für 
die Durchführung der Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaats erforderlich 
sind. 

(3) ln bezug auf die Übermittlung nach 
den Absätzen 1 und 2 werden personen- 
bezogene Daten In Übereinstimmung mit 
den Rechtsvorschriften und anderen ein- 
schlägigen Gesetzen und sonstigen Vor- 
schriften der Vertragsstaaten und den fol- 
genden Bestimmungen geschützt: 

a) Die übermittelten personenbezogenen 
Daten dürfen von der empfangenden 
Stelle nur für die Durchführung dieses 
Abkommens oder der Rechtsvorschrif- 
ten der Vertragsstaaten sowie für ande- 
re Zwecke der sozialen Sicherung des 
Empfängerstaats einschließlich damit 
zusammenhängender gerichtlicher Ver- 
fahren genutzt und an andere relevante 
Stellen welterübermittelt werden. Dies 
verhindert jedoch nicht die Weiterüber- 
mittlung dieser Daten In Fällen, In 
denen hierzu nach den Gesetzen und 
sonstigen Vorschriften des Empfänger- 
staats für strafrechtlich geschützte 
Belange oder für steuerliche Zwecke 
eine Verpflichtung besteht. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die 
übermittelnde Stelle auf Ersuchen In 
Elnzelfällen über die Verwendung der 
übermittelten personenbezogenen Da- 
ten und über die dadurch erzielten Er- 
gebnisse. 

c) Die übermittelnde Stelle achtet darauf, 
daß die zu übermittelnden Daten richtig 
sind und auf den ümfang beschränkt 
werden, der für den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck erforderlich Ist. 
Erweist sich, daß unrichtige Daten oder 
Daten, deren Übermittlung mit den 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften 
des übermittelnden Staates nicht ver- 
einbar Ist, übermittelt worden sind, so 
teilt die übermittelnde Stelle dies der 
empfangenden Stelle unverzüglich mit. 
In diesem Fall berichtigt oder löscht die 
empfangende Stelle unverzüglich diese 
Daten. 
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Article 18 

(1) The Institutions, assoclations of Insti- 
tutions and administrative authoritles of 
each Contracting State shall transmit. In 
accordance with Its leglslatlon and other 
relevant laws and regulatlons, personal 
data collected under Its leglslatlon to those 
bodles of the other Contracting State inso- 
far as they are necessary for the implemen- 
tation of this Agreement. 


(2) The institutions, associations of insti- 
tutions and administrative authorities of 
each Contracting State may, upon the 
request of those bodies of the other Con- 
tracting State, transmit, in accordance with 
its legislation and other relevant laws and 
regulatlons, personal data collected under 
Its leglslatlon to those bodles of the other 
Contracting State Insofar as they are 
necessary for the Implementation of the 
leglslatlon of that other Contracting State. 


(3) With regard to transmisslon In accor- 
dance with the provislons of paragraphs (1) 
and (2) of thIs Article, personal data shall be 
protected In accordance with the leglsla- 
tlon and other relevant laws and regula- 
tlons of the Contracting States and the fol- 
lowlng provislons: 

a) The transmitted personal data may be 
used by the recelving body and passed 
on to other relevant bodies only for the 
purpose of the implementation of this 
Agreement or of the legislation of the 
Contracting States as well as for other 
social Security purposes of the recelv- 
ing State Including related judiclal pro- 
ceedlngs. Flowever, the foregoing shall 
not prevent the passing on of that data 
In case that Is mandatory under the 
laws and regulatlons of the recelving 
State for the interests protected by 
criminal law or for the purposes of tax- 
atlon. 


b) In Individual cases the recelving body 
shall, upon the request of the transmit- 
tlng body. Inform that body of the use of 
the transmitted personal data and the 
results obtalned therof. 

c) The transmitting body shall ensure that 
the data to be transmitted are correct 
and limited to the extent necessary for 
the purpose of the transmisslon. If It 
becomes evident that Incorrect data or 
data whose transmisslon Is Incompat- 
Ible with the laws and regulatlons of the 
transmitting State were transmitted, the 
transmitting body shall Immedlately 
notlfy the recelving body of this fact. In 
this case the recelving body shall cor- 
rect or delete this data immediately. 
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d) Die übermittelnde Stelle und die emp- 
fangende Stelle unterrichten den Be- 
troffenen auf Antrag über die übermit- 
telten personenbezogenen Daten und 
den Zweck der Übermittlung. 

e) Übermittelte personenbezogene Daten 
werden von der empfangenden Stelle in 
Übereinstimmung mit den einschlägi- 
gen Gesetzen und sonstigen Vorschrif- 
ten des Empfängerstaats gelöscht, 
wenn sie zu dem Zweck, zu dem sie 
übermittelt worden sind, nicht mehr 
erforderlich sind. 

f) Die übermittelnde Stelle und die emp- 
fangende Stelle halten die Übermittlung 
und den Empfang von personenbezo- 
genen Daten fest. 

g) Die übermittelnde und die empfan- 
gende Stelle schützen personenbezo- 
gene Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, unbefugte Veränderung oder 
unbefugte Bekanntgabe. 

Artikel 19 

(1) Die Regierungen der Vertragsstaaten 
werden die zur Durchführung dieses Ab- 
kommens notwendigen Vereinbarungen 
schließen. 

(2) Die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten können die für die Durch- 
führung dieses Abkommens notwendigen 
Verwaltungsmaßnahmen vereinbaren. 

(3) Die Regierungen der Vertragsstaaten 
bestimmen in einer Vereinbarung nach 
Absatz 1 Verbindungsstellen zur Durch- 
führung dieses Abkommens. 

(4) Die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten unterrichten einander über 
Änderungen und Ergänzungen der für sie 
geltenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 20 

Geldleistungen können von einem Trä- 
ger des einen Vertragsstaats an eine Per- 
son im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats in der Währung des einen oder 
des anderen Vertragsstaats wirksam er- 
bracht werden. Werden die Geldleistungen 
in der Währung des anderen Vertragsstaats 
erbracht, so ist für die ümrechnung der 
Kurs des Tages maßgebend, an dem die 
Übermittlung vorgenommen wird. 

Artikel 21 

(1) Tritt eine Streitigkeit zwischen den 
beiden Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens auf, 
so bemühen sich beide Vertragsstaaten, 
diese Streitigkeit durch Verhandlungen 
gütlich beizulegen. 

(2) Können die Vertragsstaaten die Strei- 
tigkeit durch Verhandlungen nicht beilegen, 
so wird die Streitigkeit auf Antrag eines der 
beiden Vertragsstaaten einem Schiedsge- 
richt zur Entscheidung vorgelegt. Das 
Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebil- 
det und besteht aus drei Schiedsmännern, 
wobei jeder Vertragsstaat einen Schieds- 


:i-. ; : Ijt -i ; . 1.; ; iL 7: (y A 7| d- i 

tfi ü; o ^i Yr 12 r: ^ u: tr ^ : 1 1 Yt ^ ■ i 




1 1 1 t.jtt 'S.!!: -sn 'S n: ..t . m k z. 
I^.ISL.-.-^. ai J . ilü -f Ö 


W,I L. vj li r/ 'ii ‘Sn S vj .1 . [;| Vv .. IW ? 

.'i r>Rii .-. 2 t . 'Ä j 
:. \V.A-i Z 


■ Itllk 


■z;' Zr-i 

Kt :z iT; vD |.- if 'i' i J J'; I . iV :: 

-TYYe fi.r !: 


■:s;- iVH?t:jrfkbJ;r::i. 1 1 lOf-Ji:: tt-r 
'i ir.: i : ij . ■ -2 . I -Jiü'.-.' -Tü I Tz 


NI "ilM. 

(■Yl. VJ i' '■ iZ .■ t >F; iiM -n 1 ■ T fli ri : : .0 F¥ 
■i'Z. 


If-i-S 

■ O f-ySirl\l| I IVJ IjüS; 1 1 . U ^ i-. I 

:'d I.' L . z ly. t k , ■'■I z- 1 ■ ■*' 

-■I'.VJIÄIU >1 : a Pf j: - . T t f : -i). ^ v:- 

LT L.fZ j ifl-'-ri: 

■'i (l! /; &■ V-. M V. Pr -Z t U. J : z ^ 

J^;.- i Z J.iJi i d- z 


III äiMiüIlLT |i. 

Ü J:j| ijd 1 ui i.- 'i- r Z Hä ’r i.: :.t . UH 

f 'l H ^ z Ziirf J II -1 -AÜ 'T' r 1^ 
..krz J.-j7!:VjZ. 


\Y: ri H f-.'l 4 1 : t I.' Z T ti > * 
z T h f.-T- !i -v t -Äj T 1.1 . "i ■' ; f . 

X'Y H'«! 

^ 1J. Hf- tu -.L-?) f: i'i I'.J , L 1- Z M' TI 
-.1. V = -i^ffifllN 

.'/■-I.iVL ^'11 

■7 m.* L. f.--:. |i:Hf:jLi|i: > 


d) The transmitting body and the receiving 
body shall upon the request of the per- 
son concerned, inform that person of 
any personal data transmitted and of 
the purpose of their transmission. 

e) Transmitted personal data shall be 
deleted by the receiving body in 
accordance with the relevant laws and 
regulations of the receiving State if they 
are no longer required for the purpose 
for which they were transmitted. 


f) The transmitting body and the receiving 
body shall record the transmission and 
the receipt of personal data. 

g) The transmitting body and the receiving 
body shall protect personal data effec- 
tively from unauthorized access, unau- 
thorized modification and unauthorized 
disclosure. 

Artlcle 19 

(1) The Governments of the Contracting 
States will conclude arrangements neces- 
sary for the Implementation of this Agree- 
ment. 

(2) The competent authorities of the 
Contracting States may agree on the 
administrative measures necessary for the 
Implementation of this Agreement. 

(3) The Governments of the Contracting 
States shall, in an arrangement under Para- 
graph (1) of this Article, designate liaison 
agencies for the Implementation of this 
Agreement. 

(4) The competent authorities of the 
Contracting States shall inform each other 
of any amendments or additions to their 
respective legislation. 

Artlcle 20 

Cash benefits may be validly paid by an 
Institution of one Contracting State to a 
person in the territory of the other Con- 
tracting State in the currency of either Con- 
tracting State. If the cash benefits are paid 
in the currency of that other Contracting 
State, the conversion rate shall be the 
exchange rate in effect on the day when the 
remittance is made. 


Artlcle 21 

(1) If a dispute arises between the two 
Contracting States regarding the Interpre- 
tation or application of this Agreement, 
both Contracting States shall endeavour to 
settle such dispute in an amicable way 
through negotiation. 

(2) If the Contracting States cannot 
resolve the dispute through negotiation, 
the dispute shall, at the request of either 
Contracting State, be submitted for deci- 
sion to an arbitral tribunal. The arbitral tri- 
bunal shall be constituted for each individ- 
ual case and be composed of three arbitra- 
tors with each Contracting State appoint- 
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mann bestellt und sich die beiden so 
gewählten Schledsmänner auf einen 
Angehörigen eines dritten Staats als 
Obmann einigen, der von den beiden Ver- 
tragsstaaten bestellt wird. Die ersten bei- 
den Schledsmänner werden innerhalb von 
sechzig Tagen, der Obmann innerhalb 
einer weiteren Frist von dreißig Tagen 
bestellt, nachdem der eine Vertragsstaat 
dem anderen Vertragsstaat auf diplomati- 
schem Wege notifiziert hat, daß er die 
Streitigkeit einem Schiedsgericht unter- 
breiten wird. 

(3) Bestellt einer der beiden Vertrags- 
staaten nicht seinen eigenen Schiedsmann 
oder können sich die von den Vertrags- 
staaten bestellten Schledsmänner in den 
jeweiligen Fristen nach Absatz 2 nicht auf 
den Obmann einigen, so kann jeder Ver- 
tragsstaat den Präsidenten des Internatio- 
nalen Gerichtshofs ersuchen, die erforderli- 
chen Ernennungen vorzunehmen. Ist der 
Präsident des Internationalen Gerichtshofs 
Staatsangehöriger eines Vertragsstaats 
oder Ist er aus anderen Gründen verhin- 
dert, die Ernennungen vorzunehmen, so 
kann der Vizepräsident des Internationalen 
Gerichtshofs oder, wenn der Vizepräsident 
auch verhindert ist, der dienstälteste Rich- 
ter des Internationalen Gerichtshof, der 
nicht verhindert Ist, ersucht werden, die 
Ernennungen vorzunehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen 
sind endgültig und bindend. 

(5) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten 
seines Schledsmanns sowie seiner Vertre- 
tung In dem Verfahren vor dem Schiedsge- 
richt. Die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den Ver- 
tragsstaaten zu gleichen Tellen getragen. 
Das Schiedsgericht kann jedoch eine 
andere Regelung zur Verteilung der Kosten 
beschließen. 

(6) Das Schiedsgericht regelt sein Ver- 
fahren selbst. 

Artikel 22 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen 
Anspruch auf Leistungen für die Zeit vor 
seinem Inkrafttreten. 

(2) Bel der Durchführung dieses Ab- 
kommens werden auch Versicherungszel- 
ten und andere rechtserhebllche Ereignisse 
aus der Zelt vor seinem Inkrafttreten 
berücksichtigt. 

(3) Rechte, die durch dieses Abkommen 
begründet werden, werden durch Ent- 
scheidungen aus der Zelt vor seinem 
Inkrafttreten nicht berührt. 

(4) Renten, die vor Inkrafttreten dieses 
Abkommens festgestellt worden sind, wer- 
den auf Antrag neu festgestellt, wenn sich 
aufgrund des Abkommens eine Änderung 
bei der Rentenhöhe ergibt. 

Artikel 23 

Das diesem Abkommen beiliegende 
Protokoll ist Bestandteil des Abkommens. 
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Ing one arbitrator, and the two arbitrators, 
so Chosen agreeing on a national from a 
third state as Chairman who shall be 
appointed by the two Contracting States. 
The first two arbitrators shall be appointed 
within sixty days, and the Chairman within 
the further period of thirty days, after one 
Contracting State has notified the other 
Contracting State through diplomatic 
Channels that it will refer the dispute to an 
arbitral tribunal. 


(3) If either of the Contracting States falls 
to designate its own arbitrator or if the 
Chairman is not agreed upon by the arbitra- 
tors designated by the Contracting States 
within the respective periods referred to in 
Paragraph (2) of this Article, either Con- 
tracting State may request the President of 
the International Court of Justice to make 
the necessary appointments. If the Presi- 
dent of the International Court of Justice is 
a national of one Contracting State or is 
prevented from making the appointments 
for any other reason, the Vice-President of 
the International Court of Justice or, if the 
Vice-President is also prevented from act- 
ing, the senior judge of the International 
Court of Justice who is not prevented may 
be requested to make the appointments. 

(4) The arbitral tribunal shall make its 
decision by majority vote. Its decisions 
shall be binding and final. 

(5) Each Contracting State shall bear the 
cost for its arbitrator, as well as for its rep- 
resentation in the proceedings before the 
arbitral tribunal. The cost for the Chairman 
as well as other expenses shall be shared 
equally between the Contracting States. 
However, the arbitral tribunal may make a 
different decision concerning the allocation 
of the cost. 

(6) The arbitral tribunal shall establish its 
own rules of procedure. 

Article 22 

(1) This Agreement shall not establish 
any entitlement to benefits for any period 
prior to its entry into force. 

(2) In the Implementation of this Agree- 
ment, periods of coverage completed and 
other legally relevant events occurring 
before its entry into force shall also be 
taken into account. 

(3) Decisions made before the entry into 
force of this Agreement shall not affect any 
rights to be established by virtue of this 
Agreement. 

(4) Pensions determined before the entry 
into force of this Agreement shall be newiy 
determined upon application if a change in 
the amount of the pensions results from the 
provisions of this Agreement. 

Article 23 

The Protocol attached to this Agreement 
shall form an integral pari thereof. 
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Artikel 24 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifi- 
kation. Die Ratifikationsurkunden werden 
so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag 
des zweiten Monats nach Ablauf des 
Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsur- 
kunden ausgetauscht worden sind. 

Artikel 25 

(1) Dieses Abkommen hat unbefristete 
Gültigkeit. Jeder Vertragsstaat kann das 
Abkommen jedoch schriftlich auf diploma- 
tischem Wege gegenüber dem anderen 
Vertragsstaat kündigen. In diesem Fall 
bleibt das Abkommen bis zum letzten Tag 
des zwölften Monats nach dem Monat, in 
dem die Kündigung notifiziert wurde, in 
Kraft. 

(2) Wird dieses Abkommen nach Ab- 
satz 1 gekündigt, bleiben die nach dem 
Abkommen erworbenen Ansprüche auf 
Leistungen und auf deren Zahlung be- 
stehen. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Abkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Tokio am 20. April 1998 
in zwei Urschriften, jede in deutscher, japa- 
nischer und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unter- 
schiedlicher Auslegung des deutschen und 
des japanischen Wortlautes ist der eng- 
lische Wortlaut maßgebend. 
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Für die Bundesrepublik Deutschland 
I- ■■.■i{.JIi !t fl! :rjj 
For the Federal Republic of Germany 
Frank Elbe 

Für Japan 

For Japan 
Keizo Obuchi 
■.■\n.7z 


Article 24 

(1) This Agreement shall be ratified. The 
Instruments of ratification shall be ex- 
changed as soon as possible in Bonn. 

(2) This Agreement shall enter into force 
on the first day of the second month follow- 
ing the month in which the Instruments of 
ratification have been exchanged. 

Article 25 

(1) This Agreement shall remain in force 
indefinitely. However, either Contracting 
State may give to the other Contracting 
State, through diplomatic Channels, written 
notice of termination of this Agreement. In 
such event, the Agreement shall remain in 
force until the last day of the twelfth month 
following the month in which the termina- 
tion was notified. 

(2) If this Agreement is terminated in 
accordance with the provisions of Para- 
graph (1) of this Article, rights regarding 
entitlement to and payment of benefits 
acquired under it shall be retained. 


In witness whereof, the undersigned, 
being duly authorized thereto, have signed 
this Agreement. 

Done at Tokyo on April 20, 1998, in 
duplicate in the German, Japanese and 
English languages, all three texts being 
authentic. In case of divergent interpreta- 
tions of the German and the Japanese 
texts, the English text shall prevail. 
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Protokoll 


Bei der Unterzeichnung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Japan über Soziale Sicherheit (Im 
folgenden als „Abkommen“ bezeichnet) 
haben die Unterzeichneten folgende Be- 
stimmungen vereinbart, die Bestandteil des 
Abkommens sind: 

1. Zu Artikel 1 Absatz 1 des Abkom- 
mens: 

a) In bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland umfaßt der Begriff 
„Rechtsvorschriften“ auch die Sat- 
zungen der Träger und Verbände 
von Trägern. 

b) Der Begriff „Leistung“ umfaßt in 
bezug auf die deutschen Rechts- 
vorschriften auch eine Sachlei- 
stung. 

2. Zu Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2 
Absatz 2 des Abkommens: 

In bezug auf Japan umfaßt der Begriff 
„Rechtsvorschriften“ nicht Gesetze 
und sonstige Vorschriften, die zur 
Durchführung von anderen Abkom- 
men über Soziale Sicherheit, die dem 
Abkommen vergleichbar sind, erlas- 
sen werden. 

3. Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) In bezug auf Japan besteht Einver- 
ständnis, daß 

1 . das Volksrentensystem nicht 
den Volksrentenfonds eln- 
schlleßt, 

2. die Arbeitnehmerrentenver- 
sicherung nicht den Fonds 
der Arbeitnehmerrentenversi- 
cherung einschließt, 

3. das Genossenschaftliche Ren- 
tensystem für Präfektur- und 
Kommunalbeamte und Per- 
sonal mit vergleichbarem Sta- 
tus nicht das Rentensystem 
für Mitglieder von Präfektur- 
und Kommunalversammlun- 
gen einschlleßt. 

b) In bezug auf Japan sind beim 
Voksrentensystem die Altersfür- 
sorgerente oder sonstige Renten, 
die vorübergehend oder ergän- 
zend zum Zwecke der Fürsorge 
erbracht und die ausschließlich 
oder überwiegend aus staatlichen 
Flaushaltsmitteln finanziert wer- 
den, nicht eingeschlossen. 

c) In bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland gelten die Artikel 11 
bis 13 des Abkommens nicht 


Protocol 
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At the signing of the Agreement between 
the Federal Republlc of Germany and 
Japan on Social Security (herelnafter 
referred to as “the Agreement”), the under- 
slgned have agreed upon the following 
provislons which shall form an Integral part 
of the Agreement: 

(1) WIth reference to paragraph (1) of Ar- 
tlcle 1 of the Agreement: 

a) As regards the Federal Republlc of 
Germany, “leglslatlon” shall also 
Include the by-laws of the Institu- 
tions and of the assoclatlons of 
Institutions. 

b) As regards German leglslatlon, 
“benefit” shall also Include a bene- 
flt In kind. 

(2) WIth reference to paragraph (1) of Ar- 
tlcle 1 and paragraph (2) of Article 2 of 
the Agreement: 

As regards Japan, “leglslatlon” shall 
not Include laws and regulations pro- 
mulgated for the Implementation of 
other agreements on social securlty 
comparable wIth the Agreement. 


(3) WIth reference to Article 2 of the 
Agreement: 

a) As regards Japan, It is understood 

that: 

1 . the National Pension does not 
Include the National Pension 
Fund; 

2. the Employees’ Pension Insur- 
ance does not Include the 
Employees’ Pension Fund; 

3. the Mutual Aid Pension for 
Local Public Officlals and Per- 
sonnel of SImllar Status does 
not Include the penslon System 
for members of local assem- 
blles. 


b) As regards Japan, the National 
Pension shall not Include the 
Old-Age Welfare Pension or any 
other penslons which are granted 
transitlonally or complementarlly 
for the purpose of welfare and 
which are payable wholly or malnly 
out of national budgetary re- 
sources. 

c) As regards the Federal Republlc of 
Germany, the provisions of Ar- 
ticles 1 1 to 1 3 of the Agreement 
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für die hüttenknappschaftliche Zu- 
satzversicherung und die Alters- 
sicherung der Landwirte. 

4. Zu Artikel 2 Absatz 2 des Abkom- 
mens: 

Enthalten von der Bundesrepublik 
Deutschland mit einem dritten Staat 
geschlossene Abkommen über Sozia- 
le Sicherheit oder Regelungen der 
Europäischen Union über Soziale 
Sicherheit Versicherungslastregelun- 
gen, werden diese bei der Anwendung 
des Abkommens berücksichtigt. 

5. Zu Artikel 3 des Abkommens: 

Bei Anwendung der deutschen 
Rechtsvorschriften sind auch Staaten- 
lose im Sinne des Artikels 1 des Über- 
einkommens vom 28. September 
1954 über die Rechtsstellung der 
Staatenlosen unter Artikel 3 Buchsta- 
be b einbezogen. 

6. Zu Artikel 4 Absatz 1 des Abkom- 
mens: 

a) Artikel 4 Absatz 1 berührt nicht 
die Versicherungslastregelungen in 
von der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit einem dritten Staat ge- 
schlossenen Abkommen über So- 
ziale Sicherheit oder in Regelun- 
gen der Europäischen Union über 
Soziale Sicherheit. 

b) Artikel 4 Absatz 1 berührt nicht die 
Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats, die die Mitwirkung der Ver- 
sicherten und der Arbeitgeber in 
den Organen der Selbstverwaltung 
der Träger und der Verbände von 
Trägern sowie in der Rechtspre- 
chung der sozialen Sicherheit ge- 
währleisten. 

c) Japanische Staatsangehörige, die 
sich im Hoheitsgebiet von Japan 
gewöhnlich aufhalten, sind zur frei- 
willigen Versicherung in der deut- 
schen gesetzlichen Rentenversi- 
cherung berechtigt, wenn sie zu 
dieser für mindestens sechzig 
Monate Beiträge wirksam entrich- 
tet haben; günstigere Bestimmun- 
gen über das Recht zur freiwilligen 
Versicherung nach den deutschen 
Rechtsvorschriften bleiben jedoch 
unberührt. Dies gilt auch für 
Flüchtlinge im Sinne des Artikels 3 
des Abkommens und für Staaten- 
lose im Sinne der Nummer 5 
dieses Protokolls, die sich im 
Hoheitsgebiet von Japan gewöhn- 
lich aufhalten. 

d) Deutsche Staatsangehörige, die 
sich im Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland gewöhnlich 
aufhalten, sind zur freiwiliigen Ver- 
sicherung im japanischen Volks- 
rentensystem berechtigt, wenn sie 
zu den in Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe a des Abkommens bezeich- 
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shall not apply to the Steel work- 
ers’ Supplementary Insurance or 
to the Farmers’ Old-Age Security. 

(4) With reference to paragraph (2) of Arti- 
cle 2 of the Agreement: 

If agreements on social security con- 
cluded by the Federal Republic of 
Germany with a third State or arrange- 
ments of the European Union on 
social security contain provisions 
relating to the apportionment of insur- 
ance burdens, those provisions shall 
be taken into account in the applica- 
tion of the Agreement. 

(5) With reference to Article 3 of the 
Agreement: 

In the application of German legisla- 
tion, stateless persons within the 
meaning of Article 1 of the Convention 
Relating to the Status of Stateless 
Persons of September 28, 1954 shall 
be also included in Article 3 b). 

(6) With reference to paragraph (1 ) of Arti- 
cle 4 of the Agreement: 

a) The provisions of the said para- 
graph shall not affect provisions 
relating to the apportionment of 
insurance burdens contained in 
agreements on social security 
concluded by the Federal Republic 
of Germany with a third State or in 
arrangements of the European 
Union on social security. 

b) The provisions of the said para- 
graph shall not affect the legisla- 
tion of either Contracting State 
which guarantees participation of 
the insured and of employers in 
the Organs of self-government of 
institutions and of associations of 
institutions as well as in the adjudi- 
cation of social security matters. 

c) Japanese nationale who ordinarily 
reside in the territory of Japan shall 
be entitied to voluntary coverage 
under the German Statutory Pen- 
sion Insurance if they have made 
valid contributions to the said 
insurance for at least sixty months; 
however, more favouralole provi- 
sions on the right to voluntary cov- 
erage under German legislation 
shall not be affected. This shall 
also apply to refugees within the 
meaning of Article 3 of the Agree- 
ment and to stateless persons 
within the meaning of para- 
graph (5) of this Protocol, who 
ordinarily reside in the territory of 
Japan. 

d) German nationale who ordinarily 
reside in the territory of the Feder- 
al Republic of Germany shall be 
entitied to voluntary coverage 
under the Japanese National Pen- 
sion if they have made valid contri- 
butions to the Pension insurance 
Systems specified in paragraph (1) 
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neten Systemen der Rentenversi- 
cherung für mindestens sechzig 
Monate Beiträge wirksam entrich- 
tet haben. Dies gilt auch für Flücht- 
linge im Sinne des Artikels 3 
des Abkommens, die sich Im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland gewöhnlich aufhal- 
ten. 

e) Artikel 4 Absatz 1 berührt nicht die 
Bestimmungen über ergänzende 
Zeiten für japanische Staatsan- 
gehörige aufgrund des gewöhn- 
lichen Aufenthalts außerhalb des 
japanischen Hoheitsgebiets nach 
den japanischen Rechtsvorschrif- 
ten oder die Bestimmungen über 
Pauschalzahlungen, die nichtjapa- 
nische Staatsangehörige nach den 
japanischen Rechtsvorschriften 
beim Ausscheiden erhalten. 

7. Zu Artikel 5 des Abkommens; 

a) In bezug auf Japan berührt Arti- 
kel 5 nicht die Bestimmungen 
der japanischen Rechtsvorschrif- 
ten, nach denen sich eine Per- 
son, die zum Zeitpunkt der ersten 
medizinischen Untersuchung be- 
ziehungsweise des Todes das 
60., jedoch nicht das 65. Lebens- 
jahr vollendet hat, für die Entste- 
hung eines Anspruchs auf Invali- 
ditätsgrundrente oder Hinterblie- 
benengrundrente gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet von Japan aufzuhal- 
ten hat. 

b) In bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland gilt folgendes: 

1 . Artikel 5 gilt für eine Person mit 
gewöhnlichem Aufenthalt Im 
Hoheitsgebiet von Japan In 
bezug auf eine Rente nach den 
deutschen Rechtsvorschriften 
wegen verminderter Erwerbs- 
fähigkeit nur, wenn der An- 
spruch auf die Rente unabhän- 
gig von der jeweiligen Arbeits- 
marktlage besteht. 

2. Artikel 5 berührt nicht: 

aa) die deutschen Rechtsvor- 
schriften über Leistungen 
aus Versicherungszeiten, 
die außerhalb des Ho- 
heitsgebiets der Bundes- 
republik Deutschland zu- 
rückgelegt worden sind; 

bb) die deutschen Rechtsvor- 
schriften über Leistungen 
zur Rehabilitation; 

cc) die deutschen Rechtsvor- 
schriften, die das Ruhen 
von Ansprüchen auf Lei- 
stungen für Personen vor- 
sehen, die sich einem 
gegen sie betriebenen 
Strafverfahren durch Auf- 
enthalt Im Ausland entzie- 
hen. 
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a) of Article 2 of the Agreement for 
at least sixty months. This shall 
also apply to refugees withln the 
meaning of Article 3 of the Agree- 
ment who ordlnarlly reside In the 
territory of the Federal Republlc of 
Germany. 


e) The provislons of the sald Para- 
graph shall not affect the provi- 
slons on complementary periods 
for Japanese nationale on the 
basls of ordlnary residence outsIde 
the territory of Japan under 
Japananese leglslatlon or the pro- 
vislons on lump-sum payments 
upon withdrawal for persons other 
than Japanese nationale under 
Japanese leglslatlon. 

(7) WIth reference to Article 5 of the 
Agreement; 

a) As regards Japan, the provislons 
of the sald Article shall not affect 
the provislons of Japanese leglsla- 
tlon which require a person who Is 
aged 60 or over but under 65 on 
the date of the first medical exam- 
Inatlon or of death to reside ordl- 
narlly In the territory of Japan for 
the acquisitlon of an entitlement to 
the Disablllty Basic Pension or the 
Survivors’ Basic Pension. 


b) As regards the Federal Republlc of 

Germany, 

1 . With regard to a penslon under 
German leglslatlon on account 
of reduced earning capacity, 
the provislons of the said Ar- 
ticle shall apply to a person 
who ordlnarlly resides In the 
territory of Japan only If the 
entitlement to the penslon 
exlsts Irrespective of the labour 
market Situation. 

2. The provislons of the said Ar- 
ticle shall not affect; 

aa) German leglslatlon on 
benefits based on periods 
of coverage completed 
Outside the territory of the 
Federal Republlc of Ger- 
many; 

bb) German leglslatlon on re- 
habllltatlon benefits; 

cc) German leglslatlon pro- 
vldlng for the Suspension 
of Claims for benefits for 
persons who go abroad to 
evade crimlnal proceed- 
Ings against them. 
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8. Zu den Artikeln 6 bis 8 und 10 des 
Abkommens: 

a) Personen, für die die deutschen 
Rechtsvorschriften über die Ver- 
sicherungspflicht gelten, sind auch 
solche, die in Übereinstimmung 
mit den deutschen Rechtsvor- 
schriften nicht tatsächlich versi- 
cherungspflichtig sind. 

b) Die Artikel 6 bis 8 und 10 über die 
Versicherungspflicht in bezug auf 
Arbeitnehmer gelten auch für eine 
Person, bei der es sich nicht um 
einen Arbeitnehmer handelt, die 
aber nach den deutschen Rechts- 
vorschriften über die Versiche- 
rungspflicht einem Arbeitnehmer 
gleichgestellt ist. 

9. Zu den Artikeln 4, 7 und 10 des Ab- 
kommens: 
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In bezug auf den begleitenden Ehe- 
gatten oder die begleitenden Kinder 
einer Person, die im Hoheitsgebiet 
von Japan tätig ist und nach Artikel 7 
oder 10 des Abkommens den deut- 
schen Rechtsvorschriften über die Ver- 
sicherungspflicht unterliegt, gilt fol- 
gendes: 

a) In Fällen, in denen der begleitende 
Ehegatte oder die begleitenden 
Kinder nichtjapanische Staatsan- 
gehörige sind, finden die japani- 
schen Rechtsvorschriften über die 
Versicherungspflicht keine Anwen- 
dung auf sie. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn der begleitende Ehegatte 
oder die begleitenden Kinder dies 
beantragen. 

b) In Fällen, in denen der begleitende 
Ehegatte oder die begleitenden 
Kinder japanische Staatsangehöri- 
ge sind, erfolgt die Befreiung von 
den japanischen Rechtsvorschrif- 
ten über die Versicherungspflicht 
in Übereinstimmung mit den japa- 
nischen Rechtsvorschriften. 
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(8) With reference to Articles 6 to 8 and 1 0 
of the Agreement: 

a) Persons being subject to German 
legislation on compulsory cover- 
age also include persons who are 
not actually liable to compulsory 
coverage in accordance with Ger- 
man legislation. 

b) The provisions of the said Ar- 
ticles on compulsory coverage 
with regard to employees shall 
also apply to a person other than 
an employee but who is treated as 
such under German legislation on 
compulsory coverage. 


(9) With reference to Articles 4, 7 and 1 0 
of the Agreement: 

As regards the accompanying spouse 
or children of a person who works in 
the territory of Japan and who is sub- 
ject to German legislation on compul- 
sory coverage in accordance with the 
provisions of Article 7 or Article 10 of 
the Agreement, 

a) In cases in which the accompany- 
ing spouse or children are persons 
other than Japanese nationale, 
Japanese legislation on compulso- 
ry coverage shall not apply to 
them. However, when the accom- 
panying spouse or children so 
request, the foregoing shall not 
apply. 

b) In cases in which the accompany- 
ing spouse or children are Japa- 
nese nationale, the exemption 
from Japanese legislation on com- 
pulsary coverage shall be deter- 
mined in accordance with Japa- 
nese legislation. 


10. Zu den Artikeln 7, 8 und 10 des Ab- 
kommens: 

a) Gelten aufgrund der Artikel 7, 8 
und 10 für eine Person im Hoheits- 
gebiet von Japan die deutschen 
Rechtsvorschriften über die Ver- 
sicherungspflicht, so finden in glei- 
cher Weise auf sie und ihren 
Arbeitgeber auch die deutschen 
Gesetze und sonstigen Vorschrif- 
ten über die Versicherungspflicht 
in der Arbeitslosenversicherung 
Anwendung. 

b) Gelten aufgrund der Artikel 7, 8 
und 10 für eine Person, die im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland oder an Bord eines 
Seeschiffes, das berechtigt ist, 
die Flagge der Bundesrepublik 
Deutschland zu führen, tätig ist, 
die japanischen Rechtsvorschrif- 
ten über die Versicherungspflicht, 
so finden auf sie und ihren Arbeit- 
geber die deutschen Gesetze und 
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(1 0) With reference to Articles 7, 8 and 1 0 
of the Agreement: 

a) If, by virtue of the provisions of the 
said Articles, German legislation 
on compulsory coverage applies 
to a person in the territory of 
Japan, the German laws and regu- 
lations on compulsory coverage 
for unemployment Insurance shall 
also apply to the person and the 
person’s employer in the same 
way. 

b) If, by virtue of the provisions of the 
said Articles, Japanese legislation 
on compulsory coverage applies 
to a person who works in the terri- 
tory of the Federal Republic of 
Germany or on board a sea-going 
vessel entitied to fly the flag of the 
Federal Republic of Germany, the 
German laws and regulations on 
compulsory coverage for unem- 
ployment Insurance shall not apply 
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sonstigen Vorschriften über die 
Versicherungspflicht in der Ar- 
beitslosenversicherung keine An- 
wendung. 

11. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Hat die Entsendung vor dem Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens be- 
gonnen, so beginnt die Entsendefrist 
mit diesem Tag. 

12. Zu Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 10 
des Abkommens: 

In bezug auf eine Person, die nicht von 
den japanischen Rentensystemen für 
Arbeitnehmer erfaßt wird, hängt eine 
Befreiung von den deutschen Rechts- 
vorschriften über die Versicherungs- 
pflicht im Rahmen der genannten Arti- 
kel davon ab, daß die japanischen 
Rechtsvorschriften über das Volksren- 
tensystem auf diese Person anwend- 
bar sind. 

1 3. Zu Artikel 1 0 des Abkommens: 

Gelten aufgrund des Artikels 10 für 
eine Person Im Hoheitsgebiet von 
Japan die deutschen Rechtsvorschrif- 
ten über Versicherungspfllcht, so gilt 
sie als an dem Ort tätig, an dem sie 
zuletzt vorher Im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland tätig 
war. War die Person vorher nicht Im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland tätig, so gilt sie als an 
dem Ort tätig, an dem die deutsche 
zuständige Behörde ihren Sitz hat. 

14. Zu Artikel 11 Absatz 1 und Artikel 13 
des Abkommens: 
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Artikel 1 1 Absatz 1 und Artikel 13 gel- 
ten nicht für folgende Leistungen nach 
den japanischen Rechtsvorschriften: 

a) die Invaliditätszulage aus der Ar- 
beitnehmerrentenversicherung, 

b) die Pauschalzahlungen bei Inva- 
lidität aus den Genossenschaft- 
lichen Rentensystemen, 

c) die Zusatzrente für bestimmte Be- 
schäftigungen aus den Genossen- 
schaftlichen Rentensystemen, 

d) andere Leistungen, die nach dem 
Inkraftreten des Abkommens ein- 
geführt werden, gemäß einer Ver- 
einbarung nach Artikel 19 Absatz 1 
des Abkommens. 




■:üi id M: le 'i- -c. i-z « -j 

■= vj ■: Taiff! ■■ 

71. V: I I ; 11 W-4 J IfJ \/(: IZ i- 

t m; ^ i-LZ, 


15. Zu Artikel 1 3 des Abkommens: 

a) Bel Anwendung des Artikels 13 
Absatz 3 gilt In bezug auf eine 
Person, die Versicherungszelten In 
zwei oder mehr japanischen Ren- 
tensystemen für Arbeitnehmer 
hat, die In Artikel 13 Absatz 3 
genannte Voraussetzung In Über- 
einstimmung mit den japanischen 
Rechtsvorschriften für eines dieser 
Rentensysteme als erfüllt. 
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to the person or to the person’s 
employer. 


(11) WIth reference to Article 7 of the 
Agreement: 

If the detachment had commenced 
before the date of entry Into force of 
the Agreement, the perlod of detach- 
ment shall run from that date. 

(12) WIth reference to paragraph (1) of Ar- 
ticle 7 and Article 1 0 of the Agreement: 

As regards a person who Is not cov- 
ered under Japanese penslon Sys- 
tems for employees, exemption from 
German leglslation on compulsory 
coverage under the sald Articles shall 
be conditlonal upon Japanese leglsla- 
tlon on the National Pension being 
applicable to that person. 


(13) WIth reference to Article 10 of the 
Agreement: 

Where, by virtue of the provislons of 
the sald Article, a person is subject to 
German legislation on compulsory 
coverage In the territory of Japan, that 
person shall be deemed to work In the 
place where that person worked last In 
the territory of the Federal Republlc of 
Germany. If that person did not work 
prevlously In the territory of the Feder- 
al Republlc of Germany, that person 
shall be deemed to work at the place 
where the German competent authorl- 
ty has Its seat. 

(14) WIth reference to paragraph (1) of Ar- 
ticle 1 1 and Article 1 3 of the Agree- 
ment: 

The above provislons shall not apply 
to the following benefits under Japan- 
ese leglslation: 

a) the Disability Allowance under the 
Employees’ Pension Insurance; 

b) the disability lump-sum payments 
under the mutual ald penslons; 

c) the additional penslon for specl- 
fied occupations under the mutual 
ald penslons; 

d) any other benefits to be Introduced 
after the entry Into force of the 
Agreement, as may be agreed 
upon In an arrangement under 
paragraph (1) of Article 19 of the 
Agreement. 

(15) WIth reference to Article 13 of the 
Agreement: 

a) In applying paragraph (3) of the 
sald Article, as regards a person 
who possesses periods of cover- 
age under two or more Japanese 
Pension Systems for employees, 
the requirement referred to In the 
sald paragraph shall be deemed 
to be fulfllied for one of those pen- 
slon Systems In accordance wIth 
Japanese leglslation. 
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b) Bei der Berechnung des Betrags 
der Leistungen aus den japani- 
schen Rentensystemen für Arbeit- 
nehmer nach Artikel 13 Absatz 4 
handelt es sich in Fällen, in denen 
die Person, die zu den Leistungen 
berechtigt ist, Versicherungszeiten 
in zwei oder mehreren dieser Ren- 
tensysteme hat, bei den in Arti- 
kel 13 Absatz 4 genannten Versi- 
cherungszeiten nach japanischen 
Rechtsvorschriften um die Summe 
der Versicherungszeiten aus allen 
diesen Rentensystemen. Über- 
steigt diese Summe der Versiche- 
rungszeiten jedoch die nach den 
japanischen Rechtsvorschriften 
festgelegte Zeit, auf die in Arti- 
kel 13 Absatz 4 Buchstabe b ver- 
wiesen wird, so finden diese 
Bestimmung und die in Artikel 13 
Absatz 4 niedergelegte Berech- 
nungsmethode keine Anwendung. 

16. Zu Artikel 15 Absatz 1 des Abkom- 
mens: 

In bezug auf Japan besteht Einver- 
ständnis, daß Artikel 15 Absatz 1 nicht 
die kommunalen Verordnungen be- 
trifft, in denen eine Befreiung oder Er- 
mäßigung von Gebühren für Beschei- 
nigungen aus Familienregistern fest- 
gelegt wird. 

17. Zu Artikel 16 Absatz 2 des Abkom- 
mens: 

Bei Anwendung der deutschen 
Rechtsvorschriften können Bescheide 
und sonstige Schriftstücke den betref- 
fenden Personen oder ihren Vertre- 
tern, die sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet von Japan aufhalten, unmittel- 
bar durch eingeschriebenen Brief mit 
Rückschein zugesteilt werden. Dies 
gilt auch für Bescheide und sonstige 
Schriftstücke, die bei der Durch- 
führung der deutschen Gesetze und 
sonstigen Vorschriften über die Ver- 
sorgung der Opfer des Krieges zuge- 
stellt werden. 

1 8. Zu Artikel 1 7 des Abkommens: 

a) Beantragt eine Person eine 
Leistung nach den japanischen 
Rechtsvorschriften und erklärt 
diese Person, daß Versicherungs- 
zeiten nach den deutschen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt 
worden sind, so gilt der Antrag auf 
diese Leistung als zum selben 
Zeitpunkt gestellter Antrag auf eine 
entsprechende Leistung nach 
den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten. Dies gilt jedoch nicht, wenn 
die Person erklärt, daß die Fest- 
stellung des Anspruchs auf Lei- 
stungen bei Alter nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften aufge- 
schoben werden soll. 

b) In bezug auf Japan wird für den 
Zweck des Artikels 17 ein Antrag 
auf Leistungen, ein Rechtsbehelf 
oder eine sonstige Erklärung nach 
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b) In calculating the amount of bene- 
fits under Japanese pension Sys- 
tems for employees in accordance 
with the provisions of Para- 
graph (4) of the said Article, if the 
person entitied fo the benefits pos- 
sesses periods of coverage under 
two or more of such pension 
Systems, the periods of coverage 
under Japanese legislation refer- 
red to in paragraph (4) of the said 
Article shall be the sum of the 
periods of coverage under all of 
those pension Systems. However, 
when that sum of the periods of 
coverage exceeds the period 
determined by Japanese legisla- 
tion referred to in paragraph (4) b) 
of the said Article, this Provision 
and the method of calculation stip- 
ulated in paragraph (4) of the said 
Article shall not apply. 

(16) With reference to paragraph (1) of Ar- 
ticle 1 5 of the Agreement: 

As regards Japan, it is understood 
that the provisions of the said para- 
graph do not affect the municipal ordi- 
nances which provide for an exemp- 
tion or reduction of the fees for certifi- 
cates of family registers. 

(1 7) With reference to paragraph (2) of Ar- 
ticle 1 6 of the Agreement: 

In applying German legislation, notifi- 
cations and other documents may be 
delivered directly to the persons con- 
cerned or their representatives who 
ordinarily reside in the territory of 
Japan by registered mail with return 
receipt. This Provision shall also apply 
to notifications and other documents 
which are delivered in the course of 
implementing German laws and regu- 
lations governing assistance to war 
victims. 


(18) With reference to Article 17 of the 
Agreement: 

a) When a person Claims a benefit 
under Japanese legislation and in 
case that person declares that 
periods of coverage have been 
completed under German legisla- 
tion, the Claim for that benefit shall 
be deemed to be a Claim for a cor- 
responding benefit under German 
legislation filed on the same date. 
However, the foregoing shall not 
apply if the person declares that 
the determination of entitlement to 
old-age benefits under German 
legislation is to be deferred. 


b) As regards Japan, for the purpose 
of the said Article, an application 
for benefits, an appeal or any other 
declaration under German legis- 
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den deutschen Rechtsvorschriften 
bei einem im Rahmen der japani- 
schen Rentensysteme für Arbeit- 
nehmer für die Annahme von 
gleichartigen Anträgen, Rechtsbe- 
helfen oder Erklärungen zugelas- 
senen Träger, Verband von Trä- 
gern oder einer hierfür zugelasse- 
nen Verwaltungsbehörde einge- 
reicht. 

19. Zu Artikel 1 9 des Abkommens: 

Nach dem Abkommen erfolgende 
Mitteilungen und Übermittlungen der 
Träger, Verbände von Trägern und 
Verwaltungsbehörden der Bundesre- 
publik Deutschland an diejenigen von 
Japan werden über die japanischen 
Verbindungsstellen vorgenommen, es 
sei denn, sie sind an die zuständigen 
Behörden von Japan gerichtet. 

20. Zu Artikel 22 des Abkommens: 

a) Ergäbe bei Anwendung der deut- 
schen Rechtsvorschriften die Neu- 
feststellung nach Artikel 22 Ab- 
satz 4 keine oder eine niedrigere 
Rente, als sie zuletzt für die Zelt 
vor dem Inkrafttreten des Abkom- 
mens gezahlt worden Ist, so Ist die 
Rente In der Höhe des zuletzt für 
diese Zelt erbrachten Zahlbetrags 
weiter zu erbringen. 

b) Wird nach den deutschen Rechts- 
vorschriften ein Antrag auf Fest- 
stellung einer Rente, auf die un- 
ter Berücksichtigung des Abkom- 
mens ein Anspruch besteht, inner- 
halb von zwölf Monaten nach 
seinem Inkrafttreten gestellt, so 
wird die Rente von dem Kalender- 
monat an geleistet, zu dessen Be- 
ginn die Anspruchsvoraussetzun- 
gen erstmals erfüllt waren, frühe- 
stens mit dem Inkrafttreten des 
Abkommens. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Protokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Tokio am 20. April 1998 In 
zwei Urschriften, jede In deutscher, japani- 
scher und englischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschied- 
licher Auslegung des deutschen und des 
japanischen Wortlautes Ist der englische 
Wortlaut maßgebend. 
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latlon shall be submitted to an 
Institution, association of institu- 
tions or administrative authority 
which is competent to receive sim- 
ilar applications, appeals or decla- 
rations under Japanese pension 
Systems for employees. 


(19) With reference to Article 19 of the 
Agreement: 

Communications and transmissions 
from the institutions, associations of 
institutions and administrative author- 
ities of the Federal Republlc of Ger- 
many to those of Japan under the 
Agreement shall be made through the 
Japanese llalson agencles unless they 
are made to the competent authorltles 
of Japan. 

(20) WIth reference to Article 22 of the 
Agreement: 

a) If, In applying German leglslatlon, 
the new determlnation under Para- 
graph (4) of the sald Article results 
In no entitlement or In an entltle- 
ment to a lesser amount or Pen- 
sion than that pald for the last perl- 
od prIor to the entry Into force of 
the Agreement, the same amount 
of Pension as pald for that last 
perlod shall contlnue to be pald. 

b) If, under German leglslatlon, an 
appllcatlon for the determlnation 
of a Pension to which an entitle- 
ment exlsts by virtue of the Agree- 
ment Is flied withln twelve months 
after Its entry Into force, the Pen- 
sion shall be pald from the calen- 
dar month at the beginning of 
which the ellglblllty criteha were 
first met, at the earllest from the 
entry Into force of the Agreement. 


In witness whereof, the undersigned, 
being duly authorlzed thereto, have signed 
this Protocol. 

Done at Tokyo on April 20, 1998, In 
dupllcate in the German, Japanese and 
English languages, all three texts being 
authentic. In case of divergent Interpreta- 
tlons of the German and the Japanese 
texts, the English text shall prevall. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 

For the Federal Republlc of Germany 
Frank Elbe 

Für Japan 

i\ 

For Japan 
Keizo Obuchl 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Japan 

über Soziale Sicherheit 

Arrangement 

for the Implementation of the Agreement 
between the Federal Republic of Germany 
and Japan 
on Social Security 


Die Regierung 

der Bundesrepublik Deutschland 

I- ■■ 

The Government 

of the Federal Republic of Germany 

und 


and 

die Regierung von Japan - 

:.l 

the Government of Japan, 

in Übereinstimmung mit Artikel 19 Ab- 
satz 1 des am 20. April 1998 Unterzeich- 
neten Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Japan über 
Soziale Sicherheit (im folgenden als „Ab- 
kommen“ bezeichnet) - 

11 1-^^ l- VjLHiJUliKÜI -l- 

h: z r-jrijiTSü;' :i; I- 'Wi. y ■ 

r 1 fiL.. 

In accordance with paragraph (1) of Ar- 
ticle 19 of the Agreement between the 
Federal Republic of Germany and Japan on 
Social Security signed on April 20, 1998 
(hereinafter referred to as “the Agree- 
ment”), 

haben folgendes vereinbart: 


Flave agreed as follows: 

Artikel 1 


Article 1 

In dieser Vereinbarung werden die Be- 
griffe des Abkommens in der dort festge- 
legten Bedeutung verwendet. 

tü'.Ll-v mü I.- jj l : ■: d. ^ i| l.l^ i ; c 
■- il|. ■ A li .-: ^4 2- :: :± . lüi 

Where terms which appear in the Agree- 
ment are used in this Arrangement, they 
shall have the same meaning as they have 
in the Agreement. 

Artikel 2 

W-* 

Article 2 

(1) Die Verbindungsstellen, auf die in 
Artikel 19 Absatz 3 des Abkommens ver- 
wiesen wird, sind folgende: 

II.I SIETB + JL.-t-SJI.-L. jaBMi;. 

.h r-i. 

(1) The liaison agencies referred to in 
Paragraph (3) of Article 19 of the Agree- 
ment are as follows: 

a) in Japan 

.ai 1: tJlM- 

a) in Japan: 

für die Volksrente und die Arbeitneh- 
merrentenversicherung 
das Sozialversicherungsamt, 

.►1 J'^ 'S f n . T ä: (i; - > t ■ 

14. 

for the National Pension and the 
Employees’ Pension Insurance, 
the Social Insurance Agency, 

für die Genossenschaftliche Rente für 
Staatsbeamte 

die Genossenschaftliche Vereinigung 
für Staatsbeamte, 


for the Mutual Aid Pension for National 
Public Officials, 

the Mutual Aid Association for National 
Public Officials, 

für die Genossenschaftliche Rente für 
Präfektur- und Kommunalbeamte und 
Personal mit vergleichbarem Status 
die Vereinigung der Rentenfonds für 
Präfektur- und Kommunalbeamte, 


for the Mutual Aid Pension for Local 
Public Officials and Personnel of Similar 
Status, 

the Pension Fund Association for Local 
Government Officials, 
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für die Genossenschaftliche Rente für 
Personal an privaten Schulen 
die Genossenschaftliche Fördergesell- 
schaft für private Schulen In Japan, 

für die Genossenschaftliche Rente für 
Personal von Organisationen der Land- 
und Forstwirtschaft sowie der Fischerei 
die Genossenschaftliche Vereinigung 
für Personal von Organisationen der 
Land- und Forstwirtschaft sowie der 
Fischerei; 

b) In der Bundesrepublik Deutschland 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 
die Landesversicherungsanstalt Braun- 
schwelg, Braunschwelg, 


für die Rentenversicherung der Ange- 
stellten 

die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte, Berlin, 

für die knappschaftllche Rentenversi- 
cherung 

die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatz- 
versicherung 

die Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland, Saarbrücken, 

soweit die deutschen gesetzlichen 
Krankenkassen an der Durchführung 
des Abkommens und dieser Verein- 
barung beteiligt sind, 
die Deutsche Verbindungsstelle Kran- 
kenversicherung-Ausland, Bonn. 


(2) Bei Anwendung der deutschen 
Rechtsvorschriften ist innerhalb der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter die für diese 
eingerichtete Verbindungsstelle für alle 
Verfahren einschließlich der Feststellung 
und Erbringung von Leistungen zuständig, 
wenn 

a) Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten zu- 
rückgelegt sind oder 

b) der Berechtigte sich im Hoheitsgebiet 
von Japan gewöhnlich aufhält oder 

c) der Berechtigte sich als japanischer 
Staatsangehöriger gewöhnlich außer- 
halb der Hoheitsgebiete der Vertrags- 
staaten aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation 
nur, wenn sie im Rahmen eines laufenden 
Rentenverfahrens erbracht werden. 

(3) Die Zuständigkeit der Bahnversiche- 
rungsanstalt oder der Seekasse nach den 
deutschen Rechtsvorschriften wird durch 
die Absätze 1 und 2 nicht berührt. 

Artikel 3 

Bei Anwendung der Artikel 7 und 10 des 
Abkommens wird einer Person auf Antrag 
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for the Mutual Aid Pension for Private 
School Personnel, 

the Promotion and Mutual Aid Corpora- 
tion for Private Schools of Japan, 

for the Mutual Aid Pension for Agricul- 
tural, Forestry and FIshery Organization 
Personnel, 

the Mutual Aid Association for Agricul- 
tural, Forestry and FIshery Organization 
Personnel; 

b) In the Federal Republlc of Germany; 

for the Wage Earners’ Pension Insur- 
ance, 

the Regional Insurance Institution {Lan- 
desversicherungsanstalt) for Braun- 
schwelg, Braunschwelg, 

for the Salaried Employees’ Pension 
Insurance, 

the Federal Insurance Institution for 
Salaried Employees (Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte), Berlin, 

for the Miners’ Pension Insurance, 

the Federal Miners’ Insurance Institu- 
tion (Bundesknappschaft), Bochum, 

for the Steelworkers’ Supplementary 
Insurance, 

the Regional Insurance Institution {Lan- 
desversicherungsanstalt) for the Saar- 
land, Saarbrücken, 

to the extent that the German statutory 
sickness Insurance agencles are in- 
volved In Implementing the Agreement 
and this Arrangement, 
the German Liaison Agency Sickness 
Insurance-International (Deutsche Ver- 
bindungsstelle Krankenversicherung- 
Ausland), Bonn. 

(2) In applying German leglslation, the 
llalson agency designated for the Wage 
Earners’ Pension Insurance System shall 
be responslble, withln the scope of that 
System, for all procedures Including the 
determlnation and granting of benefits If; 

a) periods of coverage have been com- 
pleted under the leglslation of both 
Contracting States; or 

b) the person entitied to a benefit ordinar- 
ily resides in the territory of Japan; or 

c) the person entitied to a benefit is a 
Japanese national and ordlnarlly 
resides outsIde the terrltorles of both 
Contracting States. 

ThIs Provision shall apply to rehabllltatlon 
benefits only If they are granted while an 
appllcatlon for a penslon Is being pro- 
cessed. 

(3) The provislons of paragraphs (1) 
and (2) of this Article shall not affect the 
jurisdictlon of the Rallways’ Insurance Insti- 
tution or of the Seamen’s Fund under Ger- 
man leglslation. 

Article 3 

ln applying Articles 7 and 10 of the 
Agreement, upon request, a certificate 
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eine Bescheinigung von befristeter Gültig- 
keit über die für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaats ausgestellt: 

-■iiSH! i-v. ILIHKL H' 
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valid for a limited period shall be issued to 
a person concerned regarding the legisla- 
tion of a Contracting State that is applica- 
ble to that person; 

a) in bezug auf die japanischen Rechts- 
vorschriften, 

1^1. II l-.'l-ib.-i-i-ü'^iL ■;.i 

a) as regards Japanese legislation. 

von den in Artikel 2 Absatz 1 Buchsta- 
be a bezeichneten Verbindungsstellen; 


by the liaison agencies specified in 
Paragraph (1) a) of Article 2; 

b) in bezug auf die deutschen Rechtsvor- 
schriften, 

i::i 1' ■■ - ;t. 

b) as regards German legislation. 

vom Träger der Krankenversicherung, 
an den die Beiträge zur Rentenversi- 
cherung gezahlt werden, oder, falls es 
einen solchen Träger nicht gibt, von der 
Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte, Berlin. 

!|- i lü t \ * ■ ä J 1 -Z L 1 .Ui :L 
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by the sickness Insurance Institution to 
which the pension contributions are 
paid, or if there is no such Institution, by 
the Federal Insurance Institution for 
Salaried Employees (Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte), Berlin. 

Artikel 4 


Article 4 

Die Verbindungsstellen und die in Arti- 
kel 2 Absatz 3 genannten Stellen leisten im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit die allgemeine 
Aufklärung über persönliche Rechte und 
Pflichten nach dem Abkommen. 

■T rt -T J-. c- i‘; v-, -■ 4.- ■ ■ : . \<t .L ■■■> 
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The liaison agencies and the agencies 
referred to in paragraph (3) of Article 2 
shall, within their respective areas of juris- 
diction, provide general information on per- 
sonal rights and obligations under the 
Agreement. 

Artikel 5 


Article 5 

Die Verbindungsstellen und die in Arti- 
kel 2 Absatz 3 genannten Stellen schließen 
im Zusammenwirken mit den zuständigen 
Behörden eine Verwaltungsvereinbarung, 
in der die Einzelheiten der Verfahren, die 
zur Durchführung des Abkommens not- 
wendig und zweckmäßig sind, festgelegt 
werden. 

.0 .'i: ■> 1 s :.i ■ ; : ig : 1 ^ Hi ik" ;j 
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The liaison agencies and the agencies 
referred to in paragraph (3) of Article 2, in 
Cooperation with the competent author- 
ities, shall conclude an operational 
arrangement setting out the details of the 
procedures necessary and appropriate for 
implementing the Agreement. 

Artikel 6 


Article 6 

Die Verbindungsstellen und die in Arti- 
kel 2 Absatz 3 genannten Stellen eines Ver- 
tragsstaats erstellen jährlich Statistiken 
über die Leistungen, die nach den Rechts- 
vorschriften dieses Vertragsstaats an Per- 
sonen gezahlt werden, die sich im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats ge- 
wöhnlich aufhalten, und übermitteln sie 
den entsprechenden Stellen des anderen 
Vertragsstaats. Die Angaben sollen sich 
nach Möglichkeit auf Zahl und Gesamtbe- 
trag der nach Leistungsarten gegliederten 
Renten und Abfindungen erstrecken. 
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The liaison agencies and the agencies 
referred to in paragraph (3) of Article 2, of 
one Contracting State, shall annually com- 
pile statistics on the benefits paid under the 
legislation of that Contracting State to per- 
sons who ordinarily reside in the territory of 
the other Contracting State and send them 
to the corresponding agencies of that other 
Contracting State. Where possible, these 
statistics should show the number and 
total amount of pensions and of lump-sum 
payments, by type of benefit. 

Artikel 7 


Article 7 

In bezug auf Japan wird diese Verein- 
barung in Übereinstimmung mit den japa- 
nischen Gesetzen und sonstigen Vorschrif- 
ten durchgeführt. 
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As regards Japan, the provisions of this 
Arrangement shall be implemented in 
accordance with Japanese laws and regu- 
lations. 

Artikel 8 


Article 8 

(1) Diese Vereinbarung tritt am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens in Kraft, 
sofern die Regierung von Japan bis zu 
diesem Tag auf diplomatischem Wege eine 
schriftliche Mitteilung erhalten hat, mit 
der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland bestätigt, daß die deutschen 
innerstaatlichen Verfahren für das Inkraft- 
treten dieser Vereinbarung abgeschlossen 
sind, andernfalls tritt sie am Tag des Ein- 
gangs dieser Mitteilung bei der Regierung 
von Japan in Kraft. 
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(1) This Arrangement shall enter into 
force on the date of the entry into force of 
the Agreement if the Government of Japan 
has received by that date written notifi- 
cation through diplomatic Channels by 
which the Government of the Federal 
Republic of Germany confirms that the 
German domestic procedures for the entry 
into force of this Arrangement have been 
completed, otherwise it shall enter into 
force on the date of the receipt by the Gov- 
ernment of Japan of that notification. 
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(2) Diese Vereinbarung bleibt solange In 
Kraft wie das Abkommen. 


Geschehen zu Tokio am 20. April 1998 In 
zwei Urschriften, jede In deutscher, japani- 
scher und englischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut verbindlich Ist. Bel unterschied- 
licher Auslegung des deutschen und des 
japanischen Wortlauts Ist der englische 
Wortlaut maßgebend. 
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(2) This Arrangement shall remaln In 
force as long as the Agreement remalns In 
force. 


Done at Tokyo on April 20, 1998, In 
dupllcate In the German, Japanese and 
Engllsh languages, all three texts being 
authentic. In case of divergent Interpreta- 
tlons of the German and the Japanese 
texts, the English text shall prevall. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
■■ r^Fi.h:i\L-1 in 

For the Government of the Federal Republlc of Germany 
Frank Elbe 

Für die Regierung von Japan 

For the Government of Japan 
Kelzo Obuchl 
■; jr.ir ■ 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereich der Rentenversicherung. Es 
begründet unter Wahrung des Grundsatzes der Gegen- 
seitigkeit Rechte und Pflichten insbesondere von Einwoh- 
nern beider Staaten in bezug auf die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften über Rentenversicherung. Es sieht die 
Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen, 
die Zusammenrechnung deutscher und japanischer Ver- 
sicherungszeiten für den Leistungsanspruch und die un- 
eingeschränkte Rentenzahlung auch bei Aufenthalt Im 
anderen Vertragsstaat vor. Ferner enthält das Abkommen 
Kollislonsregelungen hinsichtlich der anzuwendenden 
Rechtsvorschriften über die Versicherungspfllcht. Hier- 
durch soll erreicht werden, daß in den anderen Vertrags- 
staat entsandte Arbeitnehmer nur den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaats unterliegen, wodurch eine Doppel- 
versicherung und damit doppelte Beitragsbelastung für 
Arbeitnehmer und Unternehmen vermieden wird. Damit 
werden Investitionen deutscher Firmen in Japan und 
umgekehrt japanischer Firmen in Deutschland gefördert 
und ein Beitrag zur Erhaltung und Schaffung von Arbeits- 
plätzen geleistet. Das Abkommen wird damit auch der 
Bedeutung der wirtschaftlichen und sozialen Beziehun- 
gen zwischen den beiden Staaten gerecht. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur 
Anwendung des Abkommens erforderlichen Bestimmun- 
gen, die vor allem technischer Art sind. Sie betreffen 
insbesondere Mitteilungspflichten zwischen den Versi- 
cherungsträgern beider Vertragsstaaten, das Ausstellen 
von Bescheinigungen und das Verfahren über die Zahlung 
von Renten in den anderen Vertragsstaat. 

II. Besonderes 

Arti kel 1 des Abkommens erläutert die in den nach- 
folgenden Vorschriften wiederholt verwendeten Begriffe. 
Durch die Definition häufig verwendeter Begriffe soll die 
Anwendung des Abkommens erleichtert werden. 

Artikel 2, der durch die N u m mern 3 und 4 des Proto- 
kolls ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich 
des Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften nennt, auf die sich das Abkommen 
bezieht. In Artikel 2 Abs. 2 ist klargestellt, daß bei 
Anwendung des Abkommens andere Abkommen über 
Soziale Sicherheit oder Regelungen der EU über Soziale 
Sicherheit, die dem Abkommen vergleichbar sind, un- 
berücksichtigt bleiben. 

Nummer 3 Buchstabe b des Protokolls stellt klar, 
daß bestimmte fürsorgeähnliche Leistungen der japani- 
schen Rentenversicherung, die aus staatlichen Haus- 
haltsmitteln finanziert werden, nicht in das Abkommen 
einbezogen sind. 

Die in Nummer 3 Buchstabe c des Protokolls ge- 
troffene Regelung ergibt sich daraus, daß die hütten- 
knappschaftliche Zusatzversicherung und die Alters- 
sicherung der Landwirte nicht in die innerstaatlichen 
deutschen Vorschriften über die Wanderversicherung ein- 
bezogen sind. 


Nummer 4 des Protokolls stellt klar, daß bei Anwen- 
dung des Abkommens andere Abkommen oder über- 
staatliche Regelungen berücksichtigt werden, soweit 
diese Versicherungslastregelungen enthalten. 

Artikel 3 und Nummer 5 des Protokolls nennen die 
Personen, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 Abs. 1 enthält den Grundsatz der Glelchbe- 
handlung der Staatsangehörigen beider Staaten. Das 
Recht auf Gleichbehandlung wird auch bestimmten wei- 
teren Personengruppen zuerkannt. 

Nach Absatz 2 der Bestimmung Ist die uneingeschränk- 
te Glelchbehandlung im Leistungsrecht bei Staatsange- 
hörigen der Vertragsstaaten auch bei Aufenthalt In einem 
dritten Staat vorgesehen. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 6 des Protokolls 
ergänzende Regelungen enthalten. Buchstabe c der 
Bestimmung knüpft für japanische Staatsangehörige und 
für Flüchtlinge und Staatenlose mit gewöhnlichem Auf- 
enthalt in Japan das Recht zur freiwilligen Versicherung in 
der deutschen Rentenversicherung u.a. an die Vorausset- 
zung einer Vorbeitragszeit von 60 Monaten in der deut- 
schen Rentenversicherung. 

Nach Buchstabe d der Bestimmung wird deutschen 
Staatsangehörigen und Flüchtlingen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt In Deutschland das Recht zur freiwilligen Ver- 
sicherung Im japanischen Volksrentensystem eingeräumt, 
wenn sie zur japanischen Rentenversicherung minde- 
stens 60 Monate Beiträge entrichtet haben. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, daß Leistungen auch 
erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtigte Per- 
son im anderen Vertragsstaat gewöhnlich aufhält. Num- 
mer/ des Protokolls enthält hierzu ergänzende Regelun- 
gen. Insbesondere bestimmt Nummer 7 Buchsta- 
be b Ziffer 1 des Protokolls, daß Renten wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit aus der deutschen Renten- 
versicherung nicht an Berechtigte mit Aufenthalt in Japan 
gezahlt werden, wenn bei der Feststellung der verminder- 
ten Erwerbsfähigkeit nicht nur der Gesundheitszustand 
des Versicherten, sondern auch die Lage auf dem deut- 
schen Arbeitsmarkt eine Rolle gespielt hat. 

Die Artikel 6 bis 1 0 enthalten Regelungen darüber, wel- 
che Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht bei 
einer Kollision der deutschen und japanischen Rechtsvor- 
schriften anzuwenden sind. Dadurch wird eine Doppel- 
versicherung vermieden. Nummer 10 des Protokolls 
sieht hierzu eine Ergänzung vor. So finden nach Buch- 
stabe a der Bestimmung auf Personen, die den deut- 
schen Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht in 
der Rentenversicherung unterstellt sind, auch die Rechts- 
vorschriften über die Versicherungspflicht im Bereich der 
Arbeitslosenversicherung Anwendung. 

Nach Artikel 6 richtet sich die Versicherungspflicht 
grundsätzlich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung aus- 
geübt wird (Territorialitätsprinzip). Die Artikel 7 bis 9, 
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die durch die Nummern 8 bis 13 des Protokolls ergänzt 
werden, regeln bestimmte Fallgruppen. 

Artikel 10 beruht auf der Erwägung, daß mitunter die 
aufgrund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt, und läßt eine 
abweichende Bestimmung zu. 

Die Artikel 11 bis 13 sowie die Nummern 14 und 15 
des Protokolls enthalten die Regelungen über die Leistun- 
gen der Rentenversicherung. 

Artikel 11 bestimmt, daß Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und japanischen Rentenversicherung zu- 
rückgelegt sind, für die Erfüllung des Leistungsan- 
spruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusammen- 
gerechnet werden. 

Artikel 12 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der deutschen, Artikel 13 nähere Regelungen für 
die Anwendung der japanischen Rechtsvorschriften. 

Die Artikel 14 bis 21, ergänzt durch die Nummern 16 
bis 19 des Protokolls, enthalten die Regelungen für das 
Zusammenwirken der in beiden Vertragsstaaten mit der 
Durchführung des Abkommens betrauten Stellen. 

Die Artikel 22 bis 25, ergänzt durch Nummer 20 des 
Protokolls, enthalten Übergangs- und Schlußbestimmun- 
gen. 


Nach Artikel 1 der Durchführungsvereinba- 
rung haben die in ihr verwendeten Begriffe die gleiche 
Bedeutung wie im Abkommen. 

Artikel 2 benennt die Verbindungsstellen, die für die 
Durchführung des Abkommens in den Vertragsstaaten 
zuständig sind. 

Art i kel 3 regelt vor allem für in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaats entsandte Arbeitnehmer die Erteilung von 
Bescheinigungen über die Fortgeltung der Rechtsvor- 
schriften über die Versicherungspflicht des sog. Entsen- 
destaates. 

Nach Artikel 4 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Per- 
sonen über die Rechte und Pflichten nach dem Abkom- 
men. 

Nach Arti kel 5 werden die Verbindungsstellen und ein- 
zelne Träger der Rentenversicherung ermächtigt, die im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit notwendigen Verwaltungs- 
maßnahmen unter Beteiligung der zuständigen Behörden 
zu treffen. 

Art i kel 6 sieht den Austausch von Statistiken über die in 
den jeweils anderen Vertragsstaat erfolgten Rentenzah- 
lungen vor. 

Artikel 7 enthält eine Klarstellung im Hinblick auf die 
japanische Gesetzgebung. 

Artikel 8 enthält die üblichen Schlußbestimmungen. 
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